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 Bewerteter Kriterienkatalog TAV Grafing – Ostermünchen 
 

Trassenvarianten  

Fachbereich Hauptkriterium Teilkriterium 
 

LIMONE ORANGE ROT PINK TÜRKIS 

  
 

        

1 
Verkehr 

und 
Technik 

1-1 Eisenbahntechnik - Infrastruktur 

1-1-
1 

Trassierungsparameter* 4 3 3 4 3 

1-1-
2 

Verkehrs- und Leitungsinfrastruktur 4 5 2 2 5 

1-1-
3 

Bündelungspotenziale 3 4 3 3 5 

1-2 Betriebsführung 

1-2-
1 

Leistungsfähigkeit* 5 5 5 5 5 

1-2-
2 

Energieverbrauch 3 3 3 2 3 

1-2-
3 

Instandhaltungstätigkeiten 5 4 3 4 4 

1-3 
außergewöhnliche Betriebszu-
stände 

1-3-
1 

Störfälle und Verfügbarkeit* 4 3 3 2 3 

1-3-
2 

Bauphase 3 3 3 3 2 

1-4 Bauausführung 

1-4-
1 

Baugrundverhältnisse* 3 3 3 3 2 

1-4-
2 

Massendisposition 4 4 3 4 5 

1-4-
3 

Bauzeit und Bauabwicklung 4 3 4 4 3 
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2 
Raum 
und 

Umwelt 

2-1 
Mensch - Gesundheit & Wohlbe-
finden 

2-1-
1 

Lärm* 4 4 3 2 1 

2-1-
2 

Erschütterungen 5 3 4 4 1 

2-1-
3 

Freizeit und Erholung 4 4 4 4 3 

2-2 Mensch - Raumentwicklung 
2-2-

1 
Raumentwicklung 4 4 4 4 4 

2-3 Mensch - Raumnutzungen 

2-3-
1 

Siedlung (Wohnen, Gemeinbedarfs-
flächen)* 

4 4 4 4 3 

2-3-
2 

Industrie und Gewerbe (inkl. Ge-
meinbedarfsflächen) 

5 5 3 5 4 

2-3-
3 

Tourismus 2 2 2 4 4 

2-4 
Tiere, Pflanzen und biologische 
Vielfalt 

2-4-
1 

Schutzgebiete* 3 2! 3 4 3 

2-4-
2 

Tier- und Pflanzenlebensräume* 3 3 3 2 2 

2-5 Wasser 

2-5-
1 

Grundwasser (ohne Trinkwasser) 4 3 3 4 4 

2-5-
2 

Trinkwasser* 3 2! 3 5 5 

2-5-
3 

Oberflächenwasser 4 4 5 4 4 

2-6 Landschaft 
2-6-

1 
Landschaftsbild 3 3 2 2 3 

Drucksache 21/7165 Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode– 44 – 
V

orabfassung – w
ird durch die lektorierte Fassung ersetzt.



 

DB InfraGO AG, I.II-S-A-B, ABS/NBS 36 Brenner-Nordzulauf, Stand: 21.07.2025 
 

2-7 Boden, Land- und Forstwirtschaft 

2-7-
1 

Boden 2 1 1 1 3 

2-7-
2 

Land- und Forstwirtschaft* 2 2 1 1 3 

2-7-
3 

Altlasten 3 3 3 3 3 

2-8 Luft und Klima 

2-8-
1 

Schadstoffemissionen 3 3 3 3 4 

2-8-
2 

Mikroklima* 3 2 3 3 2 

2-9 Sach- und Kulturgüter 

2-9-
1 

Kulturelles Erbe* 4 5 4 4 3 

2-9-
2 

Sachgüter 3 3 3 3 3 

2-
10 

Fläche 
2-

10-1 
Flächenverbrauch 3 2 3 3 4 
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3 
Kosten 

und Risi-
ken 

3-1 Kosten 

3-1-
1 

Investitionskosten [Mrd.€] 1,48 1,66 1,43 1,63 1,60 

3-1-
2 

laufende Kosten [Mio.€ pro Jahr] 3,6 3,9 3,6 4,2 4,2 

3-2 Risiken 
3-2-

1 
Realisierungsrisiken    !!       

  
 

 * Leitkriterium      

 

K
o

st
en

-W
ir

ks
am

ke
it

sa
n

al
ys

e 

    Nutzenpunke Verkehr & Technik 16 15 13 12 15 

    Nutzenpunke Raum & Umwelt 33 29 29 32 31 

   Nutzenpunkte GESAMT 49 44 42 44 46 

    Investitionskosten je Nutzenpunkt [Mrd.€] 0,030 0,038 0,034 
0,0
37 

0,035 

    Kosten-Wirksamkeitsbetrachtung aller Varianten 100% 127% 113% 
123
% 

117% 

1  

 
1 Die dargestellten Kosten stellen den Stand Trassenauswahlverfahren mit Preisstand 2021 dar. Die 
Kosten sind nominalisiert und enthalten Risikoaufschläge. Die Markierung mit einem Ausrufezeichen 
(!) bedeutet, dass die Trasse im jeweiligen Kriterium ein hohes Genehmigungs- bzw. Realisierungsri-
siko aufweist. 
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 Bewerteter Kriterienkatalog TAV Ostermünchen – Schaftenau (A) 
 

Trassenvarianten 

Fachbereich Hauptkriterium 
GELB TÜRKIS OLIV BLAU 

VIOLETT 

    
1 2 

  
 

       

1 
Verkehr 

und 
Technik 

1-1 Eisenbahntechnik - Infrastruktur 2 4 4 3 4 5 

1-2 Betriebsführung 5 5 5 4 3 3 

1-3 außergewöhnliche Betriebszustände 3 3 4 3 2 2 

1-4 Bauausführung 2! 3! 3! 3 3 3 

  
  

      

2 
Raum 
und 

Umwelt 

2-1 Mensch - Gesundheit & Wohlbefinden 3 4 3 2 3 3 

2-2 Mensch - Raumentwicklung 4 3 3 3 4 4 

2-3 Mensch - Raumnutzungen 3 3 3 3 3 4 

2-4 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 2 2 2 1 ! 3 3 

2-5 Wasser 2 4 5 2 2 3 

2-6 Landschaft 2 2 2 1 3 3 
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2-7 Boden, Land- und Forstwirtschaft 3 3 3 2 3 4 

2-8 Luft und Klima 3 3 3 2 4 4 

2-9 Sach- und Kulturgüter 3 3 3 1 3 3 

2-10 Fläche 2 2 2 2 3 4 

  
        

3 
Kosten 

und Risi-
ken 

3-1 

Kosten  3-1-1 Investitionskosten [Mrd.€] 5,4 5,0 4,9 5,9 6,7 bis 7,2 0,0 

Kosten  3-1-2 laufende Kosten [Mio.€ pro Jahr] 15,4 14,9 14,7 16,7 16,0 bis 17,4 0,0 

3-2 Risiken ! ! ! ! ! 

 kein Risiko, welches 
die  Machbarkeit / Ge-
nehmigungsfähigkeit in 

Frage stellt 

                   

K
o

st
en

-W
ir

ks
am

ke
it

s-
A

n
al

ys
e 

    Nutzenpunke Verkehr & Technik 12 15 16 13 12 13 

    Nutzenpunke Raum & Umwelt 27 29 29 19 31 35 

    Nutzenpunkte GESAMT 39 44 45 32 43 48 

    Investitionskosten je Nutzenpunkt [Mrd.€] 0,138 0,114 0,109 0,184 0,156 0,150 

Kosten-Wirksamkeitsbetrachtung aller 5 Varianten 
( ohne Berücksichtiung der Risiken, 

welche die Machbarkeit / Genehmigungsfähigkeit in Frage stellen) 
127% 105% 100% 169% 143% 138% 

Kosten-Wirksamkeitsbetrachtung der Variante(n) 
(mit Berücksichtigung der Risiken, 

welche die Machbarkeit / Genehmigungsfähigkeit in Frage stellen) 
--- --- --- --- 104% bis 100% 

2 

 
2 Die dargestellten Kosten stellen den Stand Trassenauswahlverfahren mit Preisstand 2021 dar. Bei 
der Trasse Violett wurden beide Varianten (durchgehender Tunnel und teilweise offene Streckenfüh-
rung) bewertet.  
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2 Vorplanung 

2.1 Methodik zur Variantenbewertung Vorplanung 

Aufgabe der Vorplanung war es, den im Trassenauswahlverfahren festgelegten Trassenver-
lauf zu optimieren und detaillierter zu planen. Zu diesem Zweck wurden beispielsweise lokale 
Trassierungsvarianten oder Varianten von Bauwerken entwickelt und anschließend bewertet. 
Ziel dieser Variantenbewertung ist es, eine objektive Beurteilung dieser anhand einheitlicher 
Kriterien vorzunehmen und so die objektiv beste Variante zu ermitteln. Diese Vorzugsvariante 
wird durch die Vorhabenträgerin für die parlamentarische Befassung bereitgestellt und ist – 
bei einer parlamentarischen Bestätigung – die Grundlage für die anschließenden Planungs-
phasen und das Planfeststellungsverfahren. 

Die Bewertungskriterien entsprechen folgenden Zielsysteme (Fachbereichen); 
– Verkehr und Technik 
– Raum und Umwelt 
– Kosten 

 
Im ersten Schritt erfolgte eine objektive Bewertung je Variante auf Ebene der einzelnen Krite-
rien, nachfolgender Definition: 
 

 
Planung führt zu keinen oder sehr geringen Konflikten bzw. Eingriffen oder sonstigen 
Auswirkungen auf die Schutzgüter des UVP-G oder sonstige Schutzgüter. 

 

Planung führt zu potenziellen Konflikten bzw. Eingriffen oder sonstigen Auswirkungen 
auf die Schutzgüter des UVP-G oder sonstige Schutzgüter, die mit Maßnahmen auf 
ein zumutbares Maß reduziert werden können oder die nach aktuellem Stand der 
Planung nicht abschließend bewertet werden können. 

 

Planung führt zu erheblichen Konflikten bzw. Eingriffen oder sonstigen Auswirkungen 
auf die Schutzgüter des UVP-G oder sonstige Schutzgüter, die sich in der Umset-
zung zulassungshemmend auswirken können (Genehmigungs- bzw. Realisierungsri-
siko). 

 
Tabelle 2: Definition der Kriterien 

 
Im zweiten Schritt erfolgte eine Abwägung der Varianten auf Basis dieser Bewertung unter 
Berücksichtigung fachlicher sowie rechtlicher Aspekte (z. B. AEG, TSI, EBA-Richtlinien, UVP, 
Normen etc.) und unter Berücksichtigung der Kosten. Varianten mit Risiken, die der Umset-
zung unüberwindbar entgegenstehen, konnten nicht weiterverfolgt werden. 

 
Abbildung 1: Bewertungsmatrix 
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2.2 Vorplanungsergebnis: Übersicht über alle Variantenentscheide 

In den Planungsabschnitten (PA) 1 bis 4 wurden in der Vorplanung verschiedene Trassen- 
und Bauwerksvarianten untersucht, welche nach vorab definierten und über die Planungsab-
schnitte hinweg einheitlichen Beurteilungskriterien bewertet wurden.  

Die folgende Abbildung gibt einen Überblick über die Variantenentscheide, die in den Pla-
nungsabschnitten 1 bis 4 getroffen wurden: 

 
 
Abbildung 2: Überblick über die im Rahmen der Vorplanung getroffenen Variantenentscheide 

 Verlängerter Salchtunnel  

Im Rahmen einer Variantenbewertung innerhalb des PA 1 setzte sich die Variante des verlän-
gerten Salachtunnels mit einer Länge von 3,7 km durch. Dies liegt daran, dass der längere 
Tunnel zwar die Bauzeit und Kosten moderat erhöht aber den Flächenverbrauch erheblich 
reduziert und somit die Umwelteingriffe minimiert. Zudem wird die äußere Zone III des Trink-
wasserschutzgebietes Elkofen in einer abgedichteten Tunnelröhre durchquert, was den größt-
möglichen Schutz für dieses Gebiet gewährleistet. Darüber hinaus weist die bevorzugte Vari-
ante eine geringere Beeinträchtigung des Golfplatzes Elkofen auf und bietet eine deutlich bes-
sere Massenbilanz (durch Reduzierung der auszuhebenden tiefen Einschnittslage gegenüber 
der Variante kurzer Salachtunnel) der zu entsorgenden Erdmassen, was sich positiv auf die 
Wirtschaftlichkeit der Entsorgungskosten und die reduzierte Belastung der Anwohner während 
der Bauzeit auswirkt. 

Der ausführliche Variantenvergleich inklusive aller Bewertungskriterien, kann dem Dialog und 
der öffentlichen Vorstellung vom 25.10.2023 entnommen werden.  

https://www.brennernordzulauf.eu/dialogforen-vorplanung.html 
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 Verlegung des Bahnhofs Ostermünchen 

Die Bewertung der beiden möglichen Standorte des Bahnhofs Ostermünchen führte zu dem 
Ergebnis, den Bahnhof an die Neubaustrecke zu verlegen. Dies begründet sich wie folgt: 

Durch die Lage des neuen Bahnhofs wird eine bessere Verkehrssituation geschaffen und der 
Bahnhof wird verkehrstechnisch günstiger für Tuntenhausen und den Ortskern Ostermünchen 
liegen. Die Verkehrsstation wird modern und barrierefrei gestaltet, mit einem verbesserten 
Park-and-Ride-Konzept und Anbindung an das regionale Busnetz. Des Weiteren wird eine 
Trennwirkungen im Ortskern und Insellagen der umliegenden Siedlungen vermieden. Der 
Rückbau der alten Bahnstrecke schafft Möglichkeiten für städtebauliche Entwicklungen, wäh-
rend die Verlegung der Strecke eine bessere Linienführung ermöglicht und den Ortskern von 
Lärm und Erschütterungen entlastet. 

Der ausführliche Variantenvergleich inklusive aller Bewertungskriterien, kann dem Dialog und 
der öffentlichen Vorstellung vom 26.10.2023 entnommen werden.  

https://www.brennernordzulauf.eu/dialogforen-vorplanung.html 

 Kombilösung Damm/Brücke 

Die Untersuchung im Bereich des Rosenheimer Beckens zeigt, dass eine kombinierte Lösung 
aus Dammlagen und Brücken sich in der Bewertung als Vorzugsvariante gegenüber der reinen 
Dammlösung und einer durchgehenden Vorlandbrücke darstellt. Die Variante Kombilösung 
Damm/Brücke vereint viele Vorteile der reinen Dammlösung und der durchgehenden Vorland-
brücke. Die geringere Höhe der Brücken- und Dammabschnitte im Vergleich mit einer durch-
gehenden Vorlandbrücke beeinträchtigt das Landschaftsbild weniger. Die Brückenabschnitte 
befinden sich im Wesentlichen im Bereich der kreuzenden Infrastruktur, welche dadurch we-
niger angepasst werden muss als bei der Dammlösung.  Die Eingriffe in Siedlungsräume sind 
gegenüber der Dammlösung geringer, was das Genehmigungsrisiko senkt. Der Flächenver-
brauch und der Instandhaltungsaufwand sind ebenfalls geringer als bei der Dammlösung, je-
doch etwas höher als bei der durchgehenden Vorlandbrücke. Demgegenüber ist es bei der 
Kombilösung möglich Überschussmaterial wiederzuverwenden, was den Massenausgleich 
verbessert. Zudem ermöglicht die tiefere Einschnittslage bei Mintsberg eine bessere Straßen-
führung der kreuzenden Straße. 

Der ausführliche Variantenvergleich inklusive aller Bewertungskriterien, kann dem Dialog und 
der öffentlichen Vorstellung vom 26.10.2023 entnommen werden.  

https://www.brennernordzulauf.eu/dialogforen-vorplanung.html 
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 Unterquerung der Sims 

Im PA 3 wurde ein Variantenvergleich zwischen Trassenvarianten mit einer Überquerung der 
Sims, einem durchgehenden Tunnel und einer Unterquerung der Sims durchgeführt. Das Er-
gebnis zeigt, dass die Unterquerung der Sims die beste Lösung darstellt. Dies begründet sich 
wie folgt: 

Bei der Variante mit Unterquerung der Sims kann das geplante und in Genehmigung befindli-
che Trinkwasserschutzgebiet „Ödenwald“ der Gemeinde Stephanskirchen umfahren und so-
mit geschützt werden. Im Bereich der Unterquerung von Siedlungen liegen die Tunnelröhren 
tief genug, um die darüber liegende Bebauung nicht zu beeinträchtigen. Durch den verlänger-
ten Innleitentunnel verkürzt sich der oberirdische Abschnitt mit dem Übergleisen auf rund zwei 
Kilometer. Der oberirdische Abschnitt verläuft gebündelt mit der verlegten Kreisstraße RO5 
und entspricht dem Grundsatz der Bündelung von Infrastruktureinrichtungen gemäß dem Lan-
desentwicklungsprogramm Bayern. Bei der Variante mit Überquerung der Sims wären Ein-
griffe in bestehende Gebäude sowie eine Beeinträchtigung des künftigen Trinkwasserschutz-
gebietes „Ödenwad“ nicht zu vermeiden und auch der Flächenverbrauch wäre höher. Die Va-
riante mit einem durchgängigen Tunnel erfüllt die verkehrlichen Projektziele nicht, da im Tun-
nel und damit im gesamten Abschnitt keine Überholgleise angeordnet werden können. 

Der ausführliche Variantenvergleich inklusive aller Bewertungskriterien, kann dem Dialog und 
der öffentlichen Vorstellung vom 25.10.2023 entnommen werden.  

https://www.brennernordzulauf.eu/dialogforen-vorplanung.html 

 Verknüpfungsstelle an der Autobahn 

Im PA 4 wurden zwei Varianten für die Lage der Verknüpfungsstelle bewertet. Neben der ge-
bündelten Lage neben der Bundesautobahn 93 wurde eine Lage im Bereich der heutigen Be-
standstrecke untersucht. Das Ergebnis zeigt, dass die Führung der Neubaustrecke entlang 
der Autobahn sowie die abschnittsweise Verlegung der Bestandsstrecke in Richtung der Au-
tobahn die bevorzugte Lösung darstellt. Dies begründet sich wie folgt: 

Im Bereich der Verknüpfungsstelle können künftig die Autobahn, die verlegte Bestandsstrecke 
und die Neubaustrecke in einem eng gebündelten Korridor verlaufen. Dies entspricht dem 
Grundsatz der Bündelung von Infrastruktureinrichtungen gemäß dem Landesentwicklungspro-
gramm Bayern. Es sind im Vergleich mit der Lage im Bereich der Bestandsstrecke auch keine 
großräumigen Verlegungen der Transalpinen Ölleitung und der Hauptgasleitung notwendig. 
Zudem ist der Flächenverbrauch im Endzustand deutlich geringer als bei einer Lage im Be-
reich der heutigen Bestandsstrecke. Eine Ausbildung der Verknüpfungsstelle im Bereich der 
bestehenden Bahnstrecke hätte Eingriffe in bestehende Wohngebäude zur Folge und auch 
die Eingriffe in den Bahnbetrieb der Strecke Rosenheim – Kufstein während der Bauzeit wären 
deutlich umfangreicher als bei der Variante in gebündelter Lage an der Autobahn. 

Der ausführliche Variantenvergleich inklusive aller Bewertungskriterien, kann dem Dialog und 
der öffentlichen Vorstellung vom 26.10.2023 entnommen werden.  

https://www.brennernordzulauf.eu/dialogforen-vorplanung.html 
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Vorwort 

 
 
Im folgenden Dokument werden sämtliche eingereichten Kernforderungen der Region darge-
stellt und bewertet. Es ist hierbei darauf zu achten, dass Kernforderungen gleichen oder the-
matisch kongruent Inhalts zusammengefasst und geclustert wurden.  
 
Die Forderungen wurden den vier Themenbereichen: Lärmschutz; Erschütterungsschutz; 
Trassenverlauf und allgemeine regionale Forderungen zugeordnet. Alle Forderungen in Ihrer 
ursprünglichen eingereichten Form sind der Anlage 3 der Unterlage zur parlamentarischen 
Befassung zu entnehmen. 
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1 Lärmschutz  

1.1 Lärmschutz nach Neubaustandard für die Bestandstrecke im Ausbauabschnitt 

Beschreibung der Forderung 

Für die bestehende Strecke Trudering – Grafing, welche bis auf den Bereich der Überholgleise 
in Baldham keine wesentlichen Änderungen im Sinne der 16. BImSchV erfährt, wird Lärm-
schutz nach Neubaustandard bzw. „übergesetzlicher Lärmschutz“ gefordert. Begründet wird 
dies damit, dass die Züge des Brenner-Nordzulaufs über die Bestandstrecke im Abschnitt Tru-
dering – Grafing abgefahren werden und somit eine erhebliche Steigerung der Zugzahlen zu 
erwarten ist. Die Umsetzung der Maßnahmen wird mit der Ausrüstung der Strecke mit ETCS 
im Rahmen des Starterpaketes der Digitalen Schiene Deutschland bzw. mit der Generalsan-
ierung gefordert. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Nach §41 BImSchG ist bei dem Bau oder der wesentlichen Änderung […] von Eisenbahnen 
[…] sicherzustellen, dass durch diese keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrs-
geräusche hervorgerufen werden können, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind. 
Dies gilt nicht, soweit die Kosten der Schutzmaßnahme nicht im Verhältnis zum angestrebten 
Schutzzweck stehen würden. 

Nach der 16. BImSchV besteht ein Anspruch auf Immissionsschutz, wenn ein Verkehrsweg 
neu gebaut, baulich erweitert wird oder ein erheblicher baulicher Eingriff stattfindet. Dies ist 
bei einer Blockverdichtung im Abschnitt Trudering – Kirchseeon nicht der Fall. Somit besteht 
mangels erkennbaren baulichen Eingriffs in den Verkehrsweg (ausgenommen dem Bereich 
der geplanten Überholgleise im Bereich Baldham / Zorneding) kein unmittelbarer Anspruch auf 
Schallschutzmaßnahmen nach der 16. BImSchV. Liegen keine baulichen Maßnahmen vor, die 
einen erheblichen baulichen Eingriff im vorgenannten Sinne darstellen, ist der Anwendungs-
bereich der 16. BImSchV für diese Maßnahmen nicht eröffnet. 

Es ist festzuhalten, dass für das bereits heute vorhandene, viergleisige System, bestehend 
aus zwei Fernbahngleisen und zwei Gleisen für den S-Bahn-Verkehr, kein Vollschutz im Sinne 
der oben genannten Verordnung besteht. Demnach besteht in weiten Teilen ein Schallschutz-
niveau, das den Standards der Lärmsanierung des Jahres 2017 gerecht wird. 

Aus den oben genannten Gründen wurde eine Ertüchtigung des Abschnitts Trudering – Gra-
fing nicht in die Vorzugsvariante aufgenommen, da keine Rechtsgrundlage besteht, die dies 
erfordern und finanzieren würde, da kein erheblicher baulicher Eingriff nach BImSchV vorliegt. 

Die Forderung ist mit unterschiedlich hohem Mittelaufwand, zu Teilen stufenweise umsetzbar. 
Ein Vollschutz kann jedoch nicht erzielt werden. 

1. Maßnahme: besonders überwachtes Gleis (BüG) 

Um die Forderung umzusetzen, wäre im ersten Schritt ein besonders überwachtes Gleis (BüG) 
von Trudering bis nach Grafing anzusetzen. Mit Hilfe von regelmäßigen Kontrollfahrten werden 
so raue oder geriffelte Streckenabschnitte identifiziert, die bei Überfahrt eines Zuges akusti-
sche Schwellenwerte überschreiten. Sie werden mit Hilfe der Messfahrten dokumentiert und 
anschließend glattgeschliffen. In Kombination mit Verbundstoffbremsen an Güterzügen, die 
bei jedem Bremsvorgang raue Stellen am Güterzugrad glattschleifen, führt diese Maßnahme 
zu einer signifikanten Reduzierung des Rollgeräusches. Gleichzeitig kann diese Maßnahme 
zur Reduzierung von Sekundäreffekten (z.B. Rasseln von Aufbauten, Kesselwägen, Erschüt-
terungen) führen. Da die Emissionen an der Quelle reduziert werden, wirken derartige Maß-
nahmen in alle Raumrichtungen und alle Entfernungen zur Schallquelle gleichermaßen. 
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Hinsichtlich der Kosten der Kernforderung (KF) ist zu beachten, dass die Investition hinsichtlich 
Schienenschliefen sich je nach Streckenbelastung alle 3-5 Jahre wiederholen. Um ein realis-
tisches Maß der Instandhaltungskosten darzustellen, wurden zehn Wiederholungsschleif-
gänge in den Kosten der KF angesetzt. Diese Kosten sind in Anlage 4 separat ausgewiesen. 

Ergebnis: Durch die beschriebene Maßnahme BüG wird eine Verbesserung von ca. 4 Dezibel 
dB(A) erzielt.  

Diese Reduzierung ermöglicht allerdings noch nicht die Erfüllung der Forderung, nämlich 
Schallschutz nach Neubaustandard im Sinne einer Einhaltung aller Immissionsgrenzwerte 
nach 16. BImSchV.  

2. Maßnahme: Erhöhung der bestehenden Schallschutzwände 

In einem zweiten Schritt müsste für die weitere Planung zusätzlich zum BüG eine Erhöhung 
der bestehenden Schallschutzwände auf jeweils fünf Meter (m) vorgesehen werden. Weitere 
Erhöhungen der Schallschutzwände auf maximal sechs Meter stellen eine Abweichung vom 
Regelwerk dar und bedürfen einer unternehmensinternen Genehmigung. Diese ist abhängig 
von beeinflussenden Faktoren wie Baugrund und den dynamischen Belastungen aus dem Ei-
senbahnbetrieb, welche mit einem statischen Nachweis im späteren Planungsprozess belegt 
werden müssen.  

Ergebnis: Dadurch werden die jeweils in der Umgebung resultierenden Beurteilungspegel ent-
lang der Strecke weiter gesenkt. Jedoch verbleiben in Teilbereichen noch Überschreitungen 
der Grenzwerte nach 16. BImSchV.    

3. Maßnahme: Erhöhung der bestehenden Schallschutzwände und zusätzliche Mittel-
wände 

Als dritte Maßnahme wird die Wirksamkeit einer zusätzlichen Mittelwand zwischen den Stre-
ckenpaaren 5555 München-Berg am Laim – Grafing Bahnhof (S-Bahn) und 5510 München 
Hauptbahnhof – Rosenheim (Fernbahn) untersucht und bewertet.  

Zwischen dem Gleis Richtung Grafing der Strecke 5555 und dem Gleis Richtung München der 
Strecke 5510 beträgt der Abstand im Regelfall 5,80 m und entspricht damit den Mindestanfor-
derungen. Damit zwischen den beiden Strecken eine Schallschutzwand errichtet werden kann, 
ist eine Vergrößerung des Abstandes der oben angesprochenen Gleise um mindestens einen 
Randweg von 0,80 m plus die Baubreite der Schallschutzwand von circa 0,30 m erforderlich. 

Um zu vermeiden, dass die Schallschutzwand durch die Oberleitungsmasten unterbrochen 
wird, muss entweder die Oberleitungsanlage im Bereich der neuen Schallschutzmittelwand 
komplett umgebaut oder der Gleisabstand um weitere 1,10 m auf insgesamt mindestens ca. 
8,00 m verbreitert werden. 

Ergebnis: Da die betroffenen Strecken durch dicht bebautes Siedlungsgebiet verlaufen, führt 
die Umsetzung der Maßnahme zu einem großen Bedarf an privaten und öffentlichen Grund-
stücken mit erheblicher Betroffenheit Dritter. Die Planung einer zusätzlichen Mittelwand er-
scheint betrieblich und wirtschaftlich nicht verhältnismäßig (entspricht Neubau des gesamten 
Streckenabschnitts). Der akustische Nutzen beschränkt sich zudem auf nicht wahrnehmbare 
Pegelreduzierungen allein auf der Nordseite der Strecke und darf daher infrage gestellt wer-
den.   

Fazit: Durch die Einrichtung eines besonders überwachten Gleises (BüG) und der Erhöhung 
der bestehenden Lärmschutzwände auf 5 m lassen sich die Immissionswerte gegenüber 
dem derzeitigen Zustand, trotz der voraussichtlich höheren Zugzahlen, deutlich reduzieren. 
Die Einhaltung der Grenzwerte nach der 16. BImSchV gelingt jedoch auch durch diese Maß-
nahmen nicht flächendeckend. Die Errichtung von Mittelwänden ist aufgrund des erheblichen 
Aufwandes und dem zu erzielenden begrenzten positiven Effekts auf die Schallreduzierung 
nicht verhältnismäßig. Eine Umsetzung mit der geplanten Generalsanierung oder vor Baube-
ginn des Brenner-Nordzulaufs (BNZ) ist unrealistisch, da die aktuelle Gesetzgebung hierfür 
Baurechtsverfahren vorschreibt. Die Projektkosten würden sich bei Umsetzung dieser Forde-
rung erhöhen. 
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Hinweis: Bei der Ermittlung der Kosten für die Kernforderung konnten mögliche zukünftige 
Maßnahmen des Bundes zur Lärmsanierung der Strecke nicht berücksichtigt werden. Even-
tuelle Einsparungen könnten sich ergeben, wenn diese Maßnahmen vorab oder parallel zum 
Projekt BNZ umgesetzt werden bzw. diese durch Umsetzung der KF obsolet würden. Dies 
sollte bei der Bewertung und Verabschiedung der Kernforderung ebenfalls mit einbezogen 
werden. 

1.2 Lärmschutz nach Neubaustandard für die Bestandsstrecke im Abschnitt Grafing – 
Grenze D/A 

Beschreibung der Forderung 

Für die bestehende Strecke Grafing – Grenze D/A, welche keine wesentlichen Änderungen 
erfährt, wird Lärmschutz nach Neubaustandard bzw. „übergesetzlicher Lärmschutz“ gefordert. 
Begründet wird dies damit, dass mit der Eröffnung des Brennerbasistunnels bereits zusätzliche 
Verkehre bis zur Inbetriebnahme des Brenner-Nordzulaufs über die Bestandstrecke gefahren 
werden. Die Umsetzung der Maßnahmen wird mit der Ausrüstung der Strecke mit ETCS im 
Rahmen des Starterpaketes der Digitalen Schiene Deutschland bzw. mit der Generalsanie-
rung Ende der 2020er Jahre gefordert. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Nach §41 BImSchG ist bei dem Bau oder der wesentlichen Änderung […] von Eisenbahnen 
[…] sicherzustellen, dass durch diese keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrs-
geräusche hervorgerufen werden können, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind. 
Dies gilt nicht, soweit die Kosten der Schutzmaßnahme nicht im Verhältnis zum angestrebten 
Schutzzweck stehen würden. 

Nach der 16. BImSchV besteht ein Anspruch auf Immissionsschutz, wenn ein Verkehrsweg 
neu gebaut, baulich erweitert wird oder ein erheblicher baulicher Eingriff stattfindet. Dies ist 
bei der unverändert bestehenden Strecke nicht der Fall. Somit besteht mangels erkennbaren 
baulichen Eingriffs in den Verkehrsweg kein unmittelbarer Anspruch auf Schallschutzmaßnah-
men nach der 16. BImSchV. Liegen keine baulichen Maßnahmen vor, die einen erheblichen 
baulichen Eingriff im vorgenannten Sinne darstellen, ist der Anwendungsbereich der 16. BIm-
SchV für diese Maßnahmen nicht eröffnet. 

Die Forderung ist, mit unterschiedlich hohem Mittelaufwand, zu Teilen stufenweise umsetzbar. 
Zu beachten ist jedoch, dass diese Forderung einen Zwischenzustand, den Zeitraum zwischen 
der Inbetriebnahme des Brennerbasistunnels und der Inbetriebnahme des Brenner-Nordzu-
laufs, betrachtet. Nach Inbetriebnahme des Brenner-Nordzulaufs kommt es zur Verlagerung 
eines Großteils des Güterverkehrs von der Bestandsstrecke auf die Neubaustrecke mit einer 
durch diese Verlagerung zu erwartende deutliche Reduzierung des Schienenverkehrslärms 
an der Bestandsstrecke gegenüber dem heutigen Zustand. Ob ein Vollschutz erreicht werden 
kann, würde erst im Zuge der Gutachten in der Genehmigungsplanung verifiziert werden kön-
nen.  

1. Maßnahme: besonders überwachtes Gleis (BüG) 

Um die Forderung umzusetzen wäre im ersten Schritt ein besonders überwachtes Gleis (BüG) 
anzusetzen. Mit Hilfe von regelmäßigen Kontrollfahren werden so raue oder geriffelte Stre-
ckenabschnitte identifiziert, die bei Überfahrt eines Zuges akustische Schwellenwerte über-
schreiten – sie werden mit Hilfe der Messfahrten dokumentiert und anschließend glattgeschlif-
fen. In Kombination mit Verbundstoffbremsen an Güterzügen, die bei jedem Bremsvorgang 
raue Stellen am Güterzugrad glattschleifen, führt diese Maßnahme zu einer signifikanten Re-
duzierung des Rollgeräusches, also der dominanten Schallquelle. Gleichzeitig kann diese 
Maßnahme zur Reduzierung von Sekundäreffekten (z.B. Rasseln von Aufbauten, Kesselwä-
gen, Erschütterungen) führen. Da die Emissionen an der Quelle reduziert werden, wirken der-
artige Maßnahmen in alle Raumrichtungen und alle Entfernungen zur Schallquelle gleicher-
maßen.  
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Hinsichtlich der Kosten der Kernforderung ist zu beachten, dass die Investition hinsichtlich 
Schienenschliefen sich je nach Streckenbelastung alle 3-5 Jahre wiederholen. Um ein realis-
tisches Maß der Instandhaltungskosten darzustellen, wurden zehn Wiederholungsschleif-
gänge in den Kosten der KF angesetzt. Diese Kosten sind in Anlage 4 separat ausgewiesen. 

Ergebnis: Durch die beschriebene Maßnahme BüG wird eine Verbesserung von ca. 4 dB(A) 
erzielt.  

Ob diese Reduzierung die Erfüllung der Forderung, nämlich Schallschutz nach Neubaustan-
dard i.S. einer Einhaltung aller Immissiongrenzwerte nach 16. BimSchV ermöglicht, ist wegen 
des oben beschriebenen Zwischenzustands derzeit noch nicht bekannt.  

2. Maßnahme: Erhöhung der bestehenden Schallschutzwände 

Für die Bewertung der Forderung wird ergänzend zum BüG eine Erhöhung der bestehenden 
Schallschutzwände auf jeweils 5 m angenommen. Weitere Erhöhungen der Schallschutz-
wände auf maximal 6 m stellen eine Abweichung vom Regelwerk dar und bedürfen einer un-
ternehmensinternen Genehmigung. Diese ist abhängig von beeinflussenden Faktoren wie 
Baugrund und den dynamischen Belastungen aus dem Eisenbahnbetrieb, welche mit einem 
statischen Nachweis im späteren Planungsprozess belegt werden müssen.  

Ergebnis: Dadurch werden die jeweils in der Umgebung resultierenden Beurteilungspegel ent-
lang der Strecke weiter gesenkt.  

Fazit:  

Ob diese Reduzierung die Erfüllung der Forderung, nämlich Schallschutz nach Neubaustan-
dard i.S. einer Einhaltung aller Immissionsgrenzwerte nach 16. BImSchV ermöglicht, kann erst 
nach Vorliegen einer Planung bewertet werden. Eine Umsetzung mit der Generalsanierung 
oder vor Baubeginn des BNZ ist unrealistisch, da die aktuelle Gesetzgebung hierfür ein Bau-
rechtsverfahren vorschreibt. Die Projektkosten würden sich bei Umsetzung dieser Forderung 
erhöhen. 

Hinweis: Bei der Ermittlung der Kosten für die Kernforderung konnten mögliche zukünftige 
Maßnahmen des Bundes zur Lärmsanierung der Strecke nicht berücksichtigt werden. Even-
tuelle Einsparungen könnten sich ergeben, wenn diese Maßnahmen vorab oder parallel zum 
Projekt BNZ umgesetzt werden bzw. diese durch Umsetzung der KF obsolet würden. Dies 
sollte bei der Bewertung und Verabschiedung der Kernforderung ebenfalls mit einbezogen 
werden. 

1.3 Lärmschutzgestaltung Ausbaustrecke 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird die innovative Gestaltung der Lärmschutzwände und der Einsatz von transpa-
renten Elementen in den Lärmschutzwänden im Bereich von Bahnhöfen sowie Straßen- und 
Personenunterführungen. Im Bereich der Verkehrsstationen sollen Lichtbänder zur Herstel-
lung von Sichtachsen zum Einsatz kommen. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Eine Umsetzung der Forderung (KF) erscheint grundsätzlich, im Rahmen der technischen 
Machbarkeit, möglich. Sollte der Schallschutz gemäß der Forderung nach Neubaustandard 
positiv entschieden werden, so könnten laut der EBA-Ausführungsvorschrift zu den Bedarfs-
planumsetzungsvereinbarung (BUV) - Finanzierungsgrundsätzen im Kontext der „Konstrukti-
ven Bauwerke” und Lärmschutzwände Mittel für die Gestaltung von Schallschutzwänden be-
reitgestellt werden. Die Gestaltungsplanung ist im Rahmen der Genehmigung zu berücksich-
tigen. Gestaltungsvarianten wie beispielsweise Lichtbänder, Gabionen oder ALU-Prints wären 
durchführbar.  
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Im Rahmen der Bewertung wurde ein Mittelwert pro m² Gestaltung der Schallschutzwände 
gebildet, welcher sich aus vergangenen Vergaben zusammensetzt. Die Projektkosten wür-
den sich bei Umsetzung dieser Forderung erhöhen. 

1.4 Zusätzlicher Lärmschutz im Bereich von Nettelkofen 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird die geplante Schallschutzwand im Bereich Nettelkofen, welche dort zur Einhal-
tung der Grenzwerte der 16. BImSchV erforderlich wird, um ca. 300 m in Richtung Norden zu 
verlängern. Damit wäre eine weitere Reduzierung der Schallimmissionen im „übergesetzli-
chen“ Maße zu erreichen. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Im Rahmen der Vorplanung wurde eine Schallberechnung auf Basis der 16. BImSchV durch-
geführt. Diese hat aufgrund abgerückter Bebauung im Bereich Nettelkofen keinen aktiven 
Schallschutz in Form einer Schallschutzwand ergeben. 

Somit besteht kein gesetzlicher Anspruch nach 16. BImSchV. Jede zu treffende Maßnahme 
im Hinblick auf Immissionsschutz wäre eine übergesetzliche Anforderung. 

Eine Erweiterung der bahnlinken Schallschutzwand um 300 m in Richtung Kirchseeon ist nach 
jetzigen Erkenntnissen technisch umsetzbar. Es bestehen keine Einschränkungen, die eine 
Abweichung vom Regelwerk erfordern würden. Die Projektkosten würden sich bei Umsetzung 
dieser Forderung erhöhen. 

1.5 Lärmschutzgestaltung Neubaustrecke 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird die innovative Gestaltung der Lärmschutzwände und der Einsatz von transpa-
renten Elementen in den Lärmschutzwänden im Bereich von Bahnhöfen sowie Straßen- und 
Personenunterführungen. Im Bereich der Verkehrsstationen sollen Lichtbänder zur Herstel-
lung von Sichtachsen zum Einsatz kommen. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Eine Umsetzung der Kernforderung erscheint grundsätzlich im Rahmen der technischen 
Machbarkeit möglich. Sollte der Schallschutz gemäß der Forderung nach Neubaustandard po-
sitiv entschieden werden, so könnten laut der EBA-Ausführungsvorschrift zu den BUV-Finan-
zierungsgrundsätzen im Kontext der „Konstruktiven Bauwerke” und Lärmschutzwände Mittel 
für die Gestaltung von Schallschutzwänden bereitgestellt werden. Die Gestaltungsplanung ist 
im Rahmen der Genehmigung zu berücksichtigen. Gestaltungsvarianten wie beispielsweise 
Lichtbänder, Gabionen oder ALU Prints wären durchführbar.  

Im Rahmen der Bewertung wurde ein Mittelwert pro m² Gestaltung der Schallschutzwände 
gebildet, welcher sich aus vergangenen Vergaben zusammensetzt. Die Projektkosten würden 
sich bei Umsetzung dieser Forderung erhöhen. 
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1.6 Lärmschutz im Bereich Grafing Bahnhof / Pierstling 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird die Sanierung der bestehenden Lärmschutzwände nach Neubaustandard im 
Bereich der Bestandsstrecke von Grafing Bahnhof / Pierstling durch aktiven Schallschutz 
(Schutzwände). Weiter sind die Lärmschutzwände insgesamt von der Staatstraße (St) 2351 
für ca. 150 m Richtung Norden zu errichten. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da die geforderten Inhalte bereits Bestandteil 
der Planung der DB sind. 

Im Bereich des Grafinger Bahnhofs werden Schallschutzwände mit einer Höhe von vier bis 
fünf Metern errichtet. Die genaue Positionierung dieser Wände kann der aktuellen Vorplanung 
entnommen werden. Die Vorhabenträgerin interpretiert die Forderung dahingehend, dass 
Schallschutzwände auf der rechten Seite der Neubaustrecke (NBS) im Bereich der St 2351 
benötigt werden. Diese sind bereits in der Vorplanung des BNZ berücksichtigt und resultieren 
aus der Schallberechnung gemäß den gesetzlichen Vorgaben der 16. BImSchV. Zusätzlich ist 
eine Schallschutzwand entlang der S-Bahn-Strecke im Bereich des Grafinger Bahnhofs ge-
plant, wie der aktuellen Planung zu entnehmen ist. Die Vorhabenträgerin geht daher davon 
aus, dass die Forderung bereits in der bevorzugten Variante berücksichtigt ist. 

1.7 Lärmschutz Schammach 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird, dass der Lärmschutz bei Schammach (Grafing) ca. 50 m südlich des Kreisver-
kehrs Brücker Straße für 500 m, mindestens in der Höhe des bestehenden Lärmschutzes vor 
Ort, errichtet wird. Die Länge der Lärmschutzwand beträgt dann insgesamt 500 m. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da die geforderten Inhalte bereits Bestandteil 
der Planung der DB sind. 

Im Bereich Schammach werden Schallschutzwände (SSW) mit Höhen von vier bis fünf Metern 
umgesetzt. Die genaue Lage ist der vorliegenden Vorplanung zu entnehmen. Die SSW an der 
Bestandstrecke wird auf 4 m erhöht und auf eine Länge von ca. 600 m erweitert. Die Lage 
gemäß Vorplanung im Verhältnis zur Bestandsstrecke 5510 wird von km 38,439 bis km 39,039 
verortet. Die genaue Lage und Länge werden im Zuge der Genehmigungsplanung festgesetzt. 
Die Forderung ist somit bereits in der Vorplanung des BNZ enthalten und Ergebnis der Schall-
berechnung aufgrund der gesetzlichen Vorgaben der 16. BImSchV.    

1.8 Bestmöglicher Schutz vor Bahnlärm PA1 (direkter und reflektierter Lärm) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird der bestmögliche Schutz vor Bahnlärm durch aktive Schallschutzmaßnahmen.  

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da die geforderten Inhalte bereits Bestandteil 
der Planung der DB sind. 

Im Rahmen der vorliegenden Vorplanung wurde eine Schallberechnung auf Grundlage der 
gesetzlichen Anforderungen der 16. BImSchV durchgeführt. Hieraus wurden aktive Schall-
schutzmaßnahmen in Form von Schallschutzwänden abgeleitet, welche zur Einhaltung der 
gesetzlichen Grenzwerte notwendig sind. Sämtliche Forderungen, die hierüber hinausgehen, 
sind gesetzlich ohne Anspruch und durch die Vorhabenträgerin nicht bewertbar, da keine kon-
kreten Abschnitte genannt wurden. 
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1.9 Anwenden des österreichischen Standards für Bemessung des Lärmschutzes 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird das Anwenden des österreichischen Standards (ÖAL-Richtlinie Nr. 36) für die 
Bemessung des Lärmschutzes der Gemeinde Erl. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da die geforderten Inhalte bereits Bestandteil 
der Planung der DB sind.Vergleichende Untersuchungen mit anschließender Bemessung des 
Schallschutzes werden in der Genehmigungsplanung durchgeführt. 

Im Zuge der Vorplanung wurde aufgrund der erwartbaren grenzüberschreitenden Wirkungen 
bereits eine Betrachtung hinsichtlich der Schallemissionen auf Basis der einschlägigen Vor-
schriften in Österreich sowie Deutschland geführt. Hierbei konnten unter Berücksichtigung ak-
tueller Schallmessungen im Gemeindegebiet Erl die Berechnungsergebnisse verglichen wer-
den. Dabei zeigte sich, dass die Ergebnisse nach österreichischem bzw. deutschem Regel-
werk dem Grunde und auch der Höhe nach sehr ähnlich ausfallen. Geplant ist auch, in den 
Genehmigungsunterlagen entsprechende Vergleichsbetrachtungen zu führen, um mögliche 
grenzüberschreitende Wirkungen adäquat zu berücksichtigen. 
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2. Erschütterungsschutz  

2.1 Erschütterungsschutz nach Neubaustandard im Ausbauabschnitt 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird für die bestehende Strecke Trudering – Grafing, welche keine wesentliche Än-
derung erfährt, ein Erschütterungsschutz nach Neubaustandard bzw. ein „übergesetzlicher Er-
schütterungsschutz“. Begründet wird dies damit, dass die Züge des Brenner-Nordzulaufs über 
die Bestandstrecke im Abschnitt Trudering – Grafing abgefahren werden und somit eine er-
hebliche Steigerung der Zugzahlen zu erwarten ist. Die Umsetzung der Maßnahmen wird mit 
der Ausrüstung der Strecke mit ETCS im Rahmen des Starterpaketes der Digitalen Schiene 
Deutschland bzw. mit der Generalsanierung gefordert. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Nach §41 BImSchG ist bei dem Bau oder der wesentlichen Änderung […] von Eisenbahnen 
[…] sicherzustellen, dass durch diese keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrs-
geräusche hervorgerufen werden können, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind. 
Dies gilt nicht, soweit die Kosten der Schutzmaßnahme nicht im Verhältnis zum angestrebten 
Schutzzweck stehen würden. 

Nach der 16. BImSchV besteht ein Anspruch auf Immissionsschutz, wenn ein Verkehrsweg 
neu gebaut, baulich erweitert wird oder ein erheblicher baulicher Eingriff stattfindet. Dies ist 
bei einer Blockverdichtung im Abschnitt Trudering – Kirchseeon nicht der Fall. Somit besteht 
mangels erkennbaren baulichen Eingriffes in den Verkehrsweg kein unmittelbarer Anspruch 
auf Erschütterungsschutzmaßnahmen nach der 16. BImSchV. Liegen keine baulichen Maß-
nahmen vor, die einen erheblichen baulichen Eingriff im vorgenannten Sinne darstellen, ist der 
Anwendungsbereich der 16. BImSchV für diese Maßnahmen nicht eröffnet. 

Bereits im heutigen Zustand der Bestandsstrecke können die Schutzziele nicht eingehalten 
werden. Dies begründet sich vor allem durch die Nachverdichtung in den letzten Jahrzehnten 
im Münchner Ballungsraum und das Heranwachsen der Besiedlung an die Bahnstrecke. 

Eine erschütterungsmindernde Maßnahme zur Erreichung des Ziels Erschütterungsschutz 
nach Neubaustandard wäre ein Masse-Feder-System (MFS), welches jedoch hohen konstruk-
tiven Aufwand zur Folge hätte und einem Streckenneubau gleichkäme. Es müsste im gesam-
ten Abschnitt ein Trogbauwerk unterhalb der bestehenden Trasse errichtet werden. Hierfür 
müsste die darüberliegende Strecke inklusive technischer Ausrüstung (wie Oberleitung) zu-
rückgebaut und im Anschluss erneut errichtet werden. 

Der beschriebene Einbau eines MFS und der damit verbundene Streckenneubau würde je-
doch mehrjährige erhebliche Auswirkungen auf den Bahnbetrieb, Raum und Umwelt bedeu-
ten. Ebenso ist durch die Errichtung eines Troges mit einer Verbreiterung des Streckenkorri-
dors zu rechnen. Dies führt zu neuen Betroffenheiten und Platzbedarf – ggf. mit einem Rück-
bau von Häuserzeilen (vgl. Ausführungen unter 1.3). 

Die Forderung Erschütterungsschutz nach Neubaustandard gemäß den Anforderungen nach 
BImSchV ist aus den vorstehenden Gründen nicht umsetzbar. Aus diesen Gründen wurde die 
Kernforderung in eingereichter Form nicht monetär bewertet. 

Es besteht jedoch die Möglichkeit teilweise die Erschütterungen im Abschnitt zu reduzieren.  

Die beschriebenen Maßnahmen wären das Einbringen von akustisch wirksam besohlten 
Schwellen (Schwellen mit elastomerer Beschichtung) und der Einbau von Unterschottermatten 
auf den Eisenbahnüberführungen. 

Ein Einbau von akustisch wirksam besohlten Schwellen und der Einbau von Unterschotter-
matten auf den Eisenbahnüberführungen wäre technisch möglich und ohne erkennbare Kon-
flikte auf Raum und Umwelt. Die Kosten für diese abgewandelte Forderung wurden monetär 
bewertet und würden die Projektkosten bei Umsetzung erhöhen.    
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2.2 Erschütterungsschutz nach Neubaustandard für die Bestandsstrecke Grafing – 
Grenze D/A 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird für die bestehende Strecke, welche keine wesentlichen Änderungen erfährt, 
ebenfalls ein Erschütterungsschutz nach Neubaustandard bzw. ein „übergesetzlichen Erschüt-
terungsschutz“. Begründet wird dies damit, dass mit der Öffnung des Brennerbasistunnels be-
reits Verkehre bis zur Inbetriebnahme des Brenner-Nordzulaufs über die Bestandstrecke ge-
fahren werden. Die Umsetzung der Maßnahmen wird mit der Ausrüstung der Strecke mit ETCS 
im Rahmen des Starterpaketes der Digitalen Schiene Deutschland bzw. durch die Generalsa-
nierung gefordert. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Nach §41 BImSchG ist bei dem Bau oder der wesentlichen Änderung […] von Eisenbahnen 
[…] sicherzustellen, dass durch diese keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrs-
geräusche hervorgerufen werden können, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind. 
Dies gilt nicht, soweit die Kosten der Schutzmaßnahme nicht im Verhältnis zum angestrebten 
Schutzzweck stehen würden. 

Nach der 16. BImSchV besteht ein Anspruch auf Immissionsschutz, wenn ein Verkehrsweg 
neu gebaut, baulich erweitert wird oder ein erheblicher baulicher Eingriff stattfindet. Dies ist 
bei der unverändert bestehenden Strecke nicht der Fall. Somit besteht mangels erkennbaren 
baulichen Eingriffs in den Verkehrsweg kein unmittelbarer Anspruch auf erschütterungsmin-
dernde Maßnahmen nach der 16. BImSchV. Liegen keine baulichen Maßnahmen vor, die ei-
nen erheblichen baulichen Eingriff im vorgenannten Sinne darstellen, ist der Anwendungsbe-
reich der 16. BImSchV für diese Maßnahmen nicht eröffnet. 

Eine wirksame erschütterungsmindernde Maßnahme wäre ein Masse-Feder-System (MFS), 
welches jedoch hohen konstruktiven Aufwand zur Folge hätte und einem Streckenneubau 
gleichkäme. Es müsste auf weiten Abschnitten ein Trogbauwerk unterhalb der bestehenden 
Trasse errichtet werden. Hierfür müsste die darüberliegende Strecke inklusive technischer 
Ausrüstung (wie Oberleitung) zurückgebaut werden, um im Anschluss erneut errichtet zu wer-
den. 

Der beschriebene Einbau eines MFS und der damit verbundene Streckenneubau würde je-
doch mehrjährige erhebliche Auswirkungen auf den Bahnbetrieb, Raum und Umwelt bedeu-
ten. Ebenso ist durch die Errichtung eines Troges mit einer Verbreiterung des Streckenkorri-
dors zu rechnen. Dies führt zu neuen Betroffenheiten durch zusätzlichen Flächenbedarf. Aus 
diesen Gründen wurde die Kernforderung in eingereichter Form nicht monetär bewertet. 

 

Bei der Forderung ist zu beachten, dass diese Forderung einen Zwischenzustand, den Zeit-
raum zwischen der Inbetriebnahme des Brennerbasistunnels und der Inbetriebnahme des 
Brenner-Nordzulaufs, betrachtet. Nach Inbetriebnahme des Brenner-Nordzulaufs kommt es 
zur Verlagerung eines Großteils des Güterverkehrs von der Bestandsstrecke auf die Neubau-
strecke, mit der Folge einer zu erwartenden deutlichen Reduzierung der Erschütterungsaus-
wirkungen des Schienenverkehrs an der Bestandsstrecke gegenüber dem heutigen Zustand. 

 

Es besteht jedoch die Möglichkeit teilweise die Erschütterungen im Abschnitt zu reduzieren.  

Die beschriebenen Maßnahmen wären das Einbringen von akustisch wirksam besohlten 
Schwellen und der Einbau von Unterschottermatten auf den Eisenbahnüberführungen. 

Ein Einbau von akustisch wirksam besohlten Schwellen und der Einbau von Unterschotter-
matten auf den Eisenbahnüberführungen wäre technisch möglich und ohne erkennbare Kon-
flikte auf Raum und Umwelt. Die Kosten für diese abgewandelte Forderung wurden monetär 
bewertet und würden die Projektkosten bei Umsetzung erhöhen. 
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3. Trassenverlauf 

3.1 Alternativtrasse Türkis PA1 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird die Optimierung und Realisierung der im Trassenauswahlverfahren ausge-
schiedenen Trasse Türkis, einschließlich der Optimierung der Längsneigung unter Berücksich-
tigung der Grenzwerte von 12,5 Promille, Verkleinerung des Brückenbauwerks im Atteltal so-
wie erweitertem Lärmschutz im Bereich Aßling mit Einhausung des Bahnhofs. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Der Forderung nach einer Anpassung der Längsneigung auf 12,5 Promille kann nicht entspro-
chen werden, da dies negative Auswirkungen auf die Leistungsfähigkeit der Strecke hätte. Je 
größer die Längsneigung einer Strecke, je geringer ist die Regelgrenzlast der Güterzüge. Die 
betriebliche Leistungsfähigkeit der Neubaustrecke würde eingeschränkt und die verkehrlichen 
Ziele des Projektes könnten nicht erreicht werden. Die Anforderungen für eine Mindestzuglast 
ergibt sich aus der verkehrlichen Aufgabenstellung. Diese schreibt eine Grenzlast der Güter-
züge von mindestens 2000 t Wagenzuggewicht vor. Ab einer Streckenneigung größer 8 Pro-
mille könnten die Güterzüge nicht mit der vorgesehenen Tonnage befördert werden. Die Ge-
samtverbindung München – Grenze D/A bei Kiefersfelden überschreitet an keiner Stelle die 
Maximalneigung von 8 Promille. Daher ist die vorgeschlagene Optimierung technisch nicht 
umsetzbar. 

Ferner wird die Einhausung des gesamten Bahnhofs Aßling in zwei Formen gefordert. Sowohl 
die Neubaugleise als auch die Bestandstreckengleise sollen eine Einhausung bekommen.  

Da dies einem Tunnelbauwerk von ca. 500 m Länge gleichkäme, ist dies unter gleichen Ge-
sichtspunkten zu betrachten. Weichen sind bei der vorliegenden Auslegung der Strecke für 
Mischverkehrsbetrieb sowohl auf der Bestandstrecke als auch auf der Neubaustrecke nicht in 
Tunneln zulässig.  

Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass es für die Bestandstrecke nicht möglich ist, eine Ein-
hausung mittels Tunnelbauwerk zu errichten, da im Bahnhofsbereich Weichen vorhanden sind 
und aus betrieblichen Gründen auch weiterhin vorhanden sein müssen. Für die Neubaustrecke 
wäre eine Realisierung einer Einhausung möglich. Die Herstellung wäre vergleichbar mit ei-
nem Tunnel in offener Bauweise. Zusätzlich würde zur Geländeabfangung eine Stützwand von 
gut 600 m Länge parallel oder in der Ausbildung der Einhausung erforderlich werden. 

Da im Trassenauswahlverfahren Überholgleise nicht beplant wurden, ist die Errichtung von 
Überholgleisen bei der monetären Bewertung der Forderung zu berücksichtigen.  

Rechtliche Einordnung der Forderung:  

Die Trasse Türkis war eine von fünf Trassenverläufen im Planungsraum Grafing – Ostermün-
chen, die im Trassenauswahlverfahren objektiv anhand eines Kriterienkatalogs bewertet wur-
den. Die Trasse Türkis landete nach der Auswahltrasse Limone und der zweitplatzierten 
Trasse Rot auf dem dritten Platz im Trassenauswalverfahren. Speziell in den Kriterien Lärm 
und Erschütterung erhielt die Trasse Türkis aufgrund des siedlungsnahen Verlaufs schlechte 
Bewertungen. Ferner würden durch die Trasse Türkis deutlich mehr umweltsensible Bereiche 
berührt als beispielsweise bei der Auswahltrasse Limone. Die Realisierung der Trasse Türkis 
erscheint nach derzeitigem Planungsstand technisch möglich, birgt jedoch ein hohes Geneh-
migungsrisiko.  

Die Entscheidung für Türkis würde der objektiven Bewertung des Kriterienkatalogs und dem 
Ergebnis des Trassenauswahlverfahrens widersprechen. Das Genehmigungsrisiko aufgrund 
eines möglichen Abwägungsmangels bei Umsetzung dieser Forderung wird als erheblich ein-
gestuft. Daher erfolgt auch keine monetäre Bewertung dieser Kernforderung. 
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3.2 Tunnel/Einhausung Niclasreuth 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird, statt des in der Vorzugsvariante geplanten Rahmenbauwerks in Niclasreuth 
eine Tunnellösung von ca. 800 m entsprechend den vor Ort herrschenden topografischen 
Möglichkeiten zu realisieren, um das Ortsbild möglichst zu erhalten und die Belastungen für 
die Anwohner zu minimieren. Die Tunnellösung soll jeweils 400 m nördlich und südlich der 
Querung der Dorfstraße in Niclasreuth umgesetzt werden. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Planung der Vorhabenträgerin sieht eine Einhausung mittels Rahmenbauwerk auf ca. 100 
m vor, um die Dorfstraße in ihrer bisherigen Lage weitestgehend zu erhalten. Nördlich und 
südlich angrenzend an die Einhausung verläuft die Strecke offen in Einschnitten.  

Die Forderung ist technisch umsetzbar. Mit Verlängerung des Bauwerks auf 800 m erhält das 
Bauwerk den Charakter eines Tunnels. Um dem Brand- und Katastrophenschutz gerecht zu 
werden, muss das Bauwerk aufgeweitet werden, um ein regelkonformes Zweiröhrenkonzept 
umzusetzen. Dazu werden ein größerer Gleisabstand sowie eine Mittelwand notwendig.  

Die Umsetzung der Forderung würde die Einschnitte und den Flächenverbrauch im Bereich 
Niclasreuth reduzieren, die Projektkosten jedoch erhöhen.   

3.3 Tunnel Dorfen 

Beschreibung der Forderung 

Um den Flächenverbrauch sowie die Belastung für Mensch und Umwelt zu minimieren und 
das Ortsbild in Dorfen möglichst zu erhalten, soll statt der aktuell geplanten Stützwände und 
Einschnitte eine Tunnellösung von ca. 850 m realisiert werden.  

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung beutet neben ggf. einer Neutrassierung der Trassenachse näher an die Orts-
lage Dorfen ebenfalls die Aufweitung des Streckenquerschnitts für die Errichtung des Tunnels 
im Zweiröhrenkonzept mit zusätzlicher Mittelwand, um den Anforderungen an den Brand- und 
Katastrophenschutz gerecht zu werden. Die Gesamtlänge des zusätzlichen Tunnels würde ca. 
850 m umfassen.  

Die Umsetzung der Forderung würde die Einschnitte und den Flächenverbrauch im Bereich 
Dorfen reduzieren, die Projektkosten jedoch erhöhen.   
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3.4 Trägerkonstruktion und anschließende Untertunnelung Bereich Großkarolinenfeld 
(Haslau – Ödenhub)   

Beschreibung der Forderung 

Die Forderung besteht darin, dass anstelle des Dammes und des Geländeeinschnitts bei Mühl-
bach eine Trägerkonstruktion (Talbrücke) mit anschließender Untertunnelung bei Mühlbach 
geplant und realisiert wird.  
 
Erläuterung und Bewertung durch DB 
Die Forderungen der Gemeinde Großkarolinenfeld sind vsl. technisch umsetzbar. Die Kosten 
für die Ausführung als Tunnel anstelle eines Einschnitts sind erheblich höher. Hinzu kämen 
die Kosten für die dauerhafte Unterhaltung und Erneuerung nach Ablauf der Nutzungsdauer. 
Demgegenüber steht ein geringerer dauerhafter Eingriff hinsichtlich Umwelt, Flächenver-
brauch und Zerschneidung durch die Vorzugsvariante. Ein Tunnel wäre aufgrund der Topo-
grafie allerdings nur bis zu einer Länge von ca. 200 m möglich.   

Die Kosten für die Ausführung als Brücke (aufgeständerte Fahrbahn) anstelle eines Damms 
sind ebenfalls deutlich höher. Dazu kämen die Kosten für die dauerhafte Unterhaltung und 
Erneuerung nach Ablauf der theoretischen Nutzungsdauer. Demgegenüber steht ein etwas 
geringerer dauerhafter Eingriff hinsichtlich Umwelt, Flächenverbrauch und Zerschneidung. 

3.5 Weitestgehend unterirdische Streckenplanung nördlich von Rosenheim bzw. im 
Bereich Ostermünchen 

Beschreibung der Forderung 

Die Forderung besteht darin, dass im Bereich der Einschnitte eine vollständige Einhausung 
bzw. Untertunnelung erfolgt, um die Betroffenheiten der Anwohnenden und den Flächenver-
brauch zu reduzieren und die Sportanlage bei Brettschleipfen, welche von der Trasse zer-
schnitten wird, zu erhalten. Alternativ zur Einhausung könnten auch Trogbauwerke oder Stütz-
bauwerke errichtet werden und somit der Flächenverbrauch, vor allem der landwirtschaftlichen 
Flächen, reduziert werden.   

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung nach einer Einhausung bzw. Untertunnelung wird als technisch nicht machbar 
bewertet, da die Einschnittstiefen dafür zu gering sind und sich in diesem Streckenabschnitt 4 
Gleise bzw. 6 Gleise (Überholgleise) mit zahlreichen Weichenverbindungen und die Verkehrs-
station befinden.   

Trogbauwerke und alternativ Stützwände sind technisch möglich, verursachen aber wesentlich 
höhere Kosten für die Herstellung und spätere Unterhaltung gegenüber der Einschnittslösung. 

Die Umsetzung der Forderung würde die Einschnitte und den Flächenverbrauch im Bereich 
Ostermünchen minimal reduzieren, die Projektkosten jedoch signifikant erhöhen. 
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3.6 Erhalt der bestehenden Bahnstrecke sowie des Bahnhofs Ostermünchen  

Beschreibung der Forderung 

Die Forderung der Gemeinde Tuntenhausen besteht darin, dass der Bahnhof und die Be-
standsstrecke in jetziger Lage erhalten bleiben. Somit würden die neue Trasse und die beste-
hende Trasse auf dem betreffenden Streckenabschnitt nicht parallel gebündelt, sondern mit 
einem Abstand von ca. 500 m zueinander verlaufen.  

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Diese Forderung wurde von der Vorhabenträgerin als Variante im Rahmen der Vorplanung 
(Lph 1/2) untersucht und bewertet (Variante A70/A80 „Erhalt des Bahnhofs Ostermünchen“). 
Gegen die Variante „Erhalt des Bahnhofs Ostermünchen“ sprechen im Wesentlichen die Teil-
kriterien Bündelungspotential, Leistungsfähigkeit, Raumentwicklung und Schutzgut Mensch.  

Auch beim Erhalt der Bestandsstrecke ergeben sich im Bereich der Neubautrasse neue Be-
troffenheiten (Lärm, Erschütterung, Zerschneidung, kreuzende Infrastruktur). Die vorhande-
nen Betroffenheiten auf der Bestandsstrecke bleiben weiterhin erhalten. Der Hauptgüterver-
kehr soll im Wesentlichen über die Neubaustrecke geführt werden. Ein Teil des Güterverkehrs 
wird aber weiterhin über die Bestandsstrecke laufen. Bei Besonderheiten im Betriebsablauf 
und zur Steigerung der Flexibilität bei Instandhaltungstätigkeiten, Störungen im Betriebsablauf 
etc. werden zusätzlich Güterverkehre auf der Bestandsstrecke stattfinden. Da die Bestands-
strecke gemäß Forderung erhalten bleibt, können die positiven Aspekte wie die erhebliche 
Verringerung der Lärm- und Erschütterungsbelastung für eine große Anzahl von Anwohnen-
den durch eine Verlagerung des Eisenbahnverkehrs aus dem Ortskern von Ostermünchen 
nicht erreicht werden. Des Weiteren müssen umfangreiche Anpassungen an der Bestands-
strecke unter Betrieb stattfinden (Bauen im Bestand). Hierdurch kann es in der Bauphase teil-
weise zu erheblichen Belastungen aus den Bautätigkeiten, sowie zu erheblichen Einschrän-
kungen des Bahnverkehrs kommen.  

Weiter ist beim Erhalt der Bestandsstrecke eine Bündelung mit der Neubaustrecke nicht mög-
lich, weshalb die Zerschneidungswirkung bezogen auf die Ortsteile Stetten, Berg und Auben-
hausen als hoch einzustufen ist (Insellage).  

Im Gegensatz dazu wird bei der Variante „Verlegung des Bahnhofs Ostermünchen“ (Vorzugs-
variante) eine bessere Anbindung der beiden Ortsteile Ostermünchen und Tuntenhausen ge-
schaffen. Die Verkehrsstation wird zudem nach aktuellen Standards mit einem verbesserten 
P+R Konzept und Anbindung an das regionale Busnetz inkl. Barrierefreiheit geplant. 

Die Trennwirkung im Ortskern Ostermünchen bzw. eine Insellage der Siedlungen Stetten, 
Berg und Aubenhausen wird vermieden. Mit der Verlegung der Bestandsstrecke wird zudem 
eine bessere Linienführung erreicht. In der Variantenuntersuchung der Vorplanung wird die 
Variante „Erhalt des Bahnhofs Ostermünchen“ nicht als Vorzugsvariante empfohlen.  

Die Kosten für die Variante „Erhalt des Bahnhofs Ostermünchen“ liegen in etwa bei denen der 
Vorzugsvariante „Verlegung des Bahnhofs Ostermünchen“. Der langfristige Nutzen der Vor-
zugsvariante wird als höher eingeschätzt. 
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3.7 Innunterquerung nördlich von Rosenheim (Trassenverlauf wie Vorzugsvariante 
DB) 

Beschreibung der Forderung 

Die Forderung besteht darin, den Inn nördlich von Rosenheim mit einem Tunnel zu unterque-
ren und im weiteren Verlauf eine weitestgehend unterirdische Streckenführung bis Tuntenhau-
sen (Ostermünchen) zu realisieren. Die Bewertung dieser Forderung schließt die separate 
Forderung der Gemeinden Tuntenhausen, Großkarolinenfeld und Schechen nach einer wei-
testgehend unterirdischen Streckenplanung / Tunnellösung nördlich von Rosenheim mit ein. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung nach der Prüfung dieser Variante findet sich u.a. in der Landesplanerischen 
Beurteilung der Regierung von Oberbayern vom 28.01.2021 als Maßgabe Nr. M V1 („Bei Wei-
terverfolgung der Variante Violett ist im Bereich der Innquerung eine Tunnelführung in berg-
männischer Bauweise zu prüfen“). Diese Maßgabe wurde DB-seitig planerisch mit einer er-
gänzenden Betrachtung nach dem Trassenauswahlverfahren untersucht. 

Die Untersuchung beinhaltet u.a. die Lösungsmöglichkeit der Untertunnelung des Inns sowie 
der vorhandenen Infrastruktur im Inntal (z.B. Bundesstraße B 15, DB Strecke 5700 etc.). Auf-
grund der tieferen Lage führt diese Lösung zu einem Tunnel bis Ostermünchen. 

Die Untersuchungen kommen zu dem Ergebnis, dass die Innunterquerung mit Tunnel vsl. 
technisch möglich ist, aber zu erheblichen Konflikten, sehr hohen Kosten und sehr hohen Ri-
siken führt. 

– Tunnellänge größer 20 km überwiegend in schwierigem Baugrund (Seeton teilweise im 
Grundwasser und unter dem Inn, dies bedeutet ein Kosten- und Realisierungsrisiko) 

– Die Verkehrsstation Ostermünchen und die Verknüpfungsstelle würden in einem bis zu 
30 m tiefen, ca. 40 m breiten und ca. 1,7 km langen Trogbauwerk liegen; die anschlie-
ßenden Gleise der Bestands- und Neubaustrecke müssten in viergleisigen Tunnelröh-
ren verlaufen (überwiegend im Grundwasser, bedeutet Kosten- und Realisierungsri-
siko) 

– Aufwändigeres Rettungskonzept aufgrund der großen Tunnellänge größer 20 km, tie-
fem Trogbauwerk mit Verknüpfungsstelle und Verkehrsstation, viergleisigem Tunnel-
abschnitt 

– Geringere Streckenkapazität, Verfügbarkeit, Betriebsqualität (im Tunnel können keine 
Überholgleise, Überleitstellen, Abstellgleise etc. angeordnet werden). Höherer Auf-
wand bei Instandhaltungstätigkeiten (Erreichbarkeit der Einsatzstelle, Sperrung einer 
Tunnelröhre auf der gesamten Tunnellänge, was zu erheblichen Kapazitätseinschrän-
kungen führt) 

Aus fachlicher Sicht und aufgrund der erheblichen Kosten und Risiken wurde diese Lösung 
seitens der Vorhabenträgerin nicht zur Weiterverfolgung empfohlen. 

Nach Veröffentlichung der ergänzenden Betrachtung zur Innunterquerung fand am 29.09.2022 
ein klärendes Gespräch mit dem Landrat von Rosenheim und Vertretern der Gemeinden Tun-
tenhausen, Großkarolinenfeld, Schechen und Rosenheim statt.  

Ergebnis des Gespräches war, dass eine weitere Tunnelvariante „mit Erhalt des Bahnhofs 
Ostermünchen“ und der Verschiebung der Überholgleise nach Nordwesten seitens der DB zu 
untersuchen wäre. Diese Variante wurde untersucht und als Forderung seitens der Region 
eingebracht. 
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Im Rahmen der Vorplanung hat sich herausgestellt, dass aus betrieblichen Gründen u.a. im 
Bereich Ostermünchen Überholgleise angeordnet werden müssen. Dies bedingt einen Ab-
schnitt mit geringerer Längsneigung der Gradiente von ca. 2,5 Promille. Wegen des bestehen-
den Begegnungsverbotes auf Mischverkehrsstrecken können die Überholgleise nicht im Tun-
nel angeordnet werden. Die Überholgleise müssten im Fall der hier betrachteten Tunnellösung 
nach Nordwesten in den PA 1 verschoben werden. Im PA 1 ist in diesem Bereich eine Talbrü-
cke mit ca. 790 m Länge geplant, welche in einem Bogen mit Überhöhung der Gleise liegt. Für 
den Anschluss der Überholgleise werden Weichenverbindungen benötigt. Eine Anordnung der 
Weichen im Bogen stellt sich trassierungstechnisch als problematisch dar. Insofern wurde al-
ternativ untersucht, in welchem Streckenabschnitt im PA 1 die Anordnung der Überholgleise 
möglich wäre. Die Überholgleise könnten im Bereich von Niclasreuth liegen, allerdings bedingt 
durch die vorhandene Bebauung und des anstehenden Geländes in einem Trog (4-gleisig). 
Ergänzend muss noch darauf hingewiesen werden, dass die Lage der Überholgleise i.d.R. 
nach eisenbahnbetriebswissenschaftlichen Parametern definiert wird und somit nicht freizügig 
festgelegt werden kann.  

Im Ergebnis der zusätzlichen Untersuchung stellte sich auch diese Variante aufgrund der gro-
ßen Tunnelanteile und der Tunnellängen als ungünstig hinsichtlich der Kriterien Verkehr und 
Technik dar. Dies betrifft im Wesentlichen die Punkte Bündelung (die Bestandsstrecke und die 
Neubaustrecke im Bereich Ostermünchen können auf Grund der Tunnellage nicht gebündelt 
werden), Instandhaltungstätigkeiten (geringere Verfügbarkeit/ Kapazität wegen Sperrung der 
Tunnel bei Instandhaltungsarbeiten, höhere Anforderungen an das Instandhaltungskonzept 
und Personalaufwände etc.), Störfälle und Flexibilität (keine Möglichkeit von Überleitverbin-
dungen im Tunnel, aufwändiges Rettungskonzept, Rettungsschächte etc.).  

Aufgrund der geologischen Gegebenheiten (Seeton) im Inntal ergeben sich auch hier hohe 
Realisierungs- und/oder Genehmigungsrisiken für das Tunnelbauwerk. Bei Tunnelabschnitten 
im Seeton ist mit Setzungen zu rechnen. Verläuft der Tunnel zudem unter vorhandener Infra-
struktur, ergeben sich dabei Realisierungsrisiken. Diese beschränken sich bei der untersuch-
ten Variante zwar auf Einzelobjekte und Verkehrsinfrastruktur, für die lokale Sondermaßnah-
men möglich erscheinen, jedoch ist insgesamt ein Tunnel im Seeton und Quartär westlich der 
Innquerung aus geotechnischer Sicht riskanter als die geplante freie Strecke zu bewerten. 

Ein weiteres Risiko stellt der zusätzliche Anfall sehr großer Ausbruchmengen aus den Tunnel-
bauwerken dar. Im Sinne einer nachhaltigen bzw. vorausschauenden Planung sind ganzheit-
liche Betrachtungen anzustellen. Bereits in einer frühen Leistungsphase sind der Höhen- und 
Trassenverlauf im Sinne eines optimalen Massenausgleichs unter Berücksichtigung der To-
pographie möglichst so zu wählen, dass Ausbruch- und Abtragsmengen so gering wie möglich 
gehalten werden und innerhalb des Projektes wieder verwendet werden können. Durch einen 
Tunnel vom Inn bis in den Bereich Ostermünchen würden Dammbauwerke mit Potential zur 
projektinternen Materialwiederverwendung entfallen und weitere Tunnelbauwerke mit erhebli-
chen Abtragsmengen hinzukommen. 

Weiter wäre mit einer mindestens um 2 bis 3 Jahre verzögerten Inbetriebnahme des Brenner-
Nordzulaufs zu rechnen. Dies begründet sich durch die notwendigen Planungen und Geneh-
migungen sowie durch die längere Bauzeit aufgrund der zusätzlichen Tunnelanteile. 

Die in der Vorplanung untersuchten Varianten ohne Innunterquerung stellen aus Sicht der 
Vorhabenträgerin eine konflikt- und risikoärmere, kostengünstigere und genehmigungsfähige 
Lösung dar.  
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3.8  Bergmännische Innquerung/Untertunnelung des Inns (neuer Trassenvorschlag 
„Orange“) 

Beschreibung der Forderung 

Im Rahmen der Forderung der Region, eine Reduzierung der Betroffenheiten im Raum nörd-
lich von Rosenheim durch eine Unterquerung des Inns zu erreichen, wurde der DB ein weiterer 
Vorschlag übermittelt. 

 

Die nachfolgende Beschreibung wurde aus dem Bericht zur Kernforderung wörtlich übernom-
men: 

“Die überplante Trassenführung setzt auf der im Dialogforum vom 25.10.2023 vorgestellten 
Variantenentscheidung für die Trasse „Cyan opt“ auf und stellt sowohl den Anschluss am süd-
lichen Ende im Bereich des geplanten Portals in Holzen als auch den Anschluss an die ge-
plante Trasse „Limone“ an der Landkreisgrenze zwischen Ebersberg und Rosenheim dar. 

Aufgrund der annähernd gleichen Streckenführung des Innleitentunnels wird dieser Abschnitt 
hier nicht beschrieben und die Trassierung beginnt mit km 0,00 in der Mitte des Inns auf einer 
Höhenlage von ca. 416,00 m (~ 25 m unter Niveau WSP), Fahrtrichtung von Süd nach Nord: 

 

– Beginnend ab Holzen (Gemeinde Riedering) verbleibt die Neubaustrecke (NBS) im 
bergmännisch hergestellten Tunnel bis ca. Wieden (Gemeinde Schechen). Im Bereich 
der beiden Portale werden die Baustellen für die Tunnelbohrmaschine (TBM) einge-
richtet. Es findet somit ein Vortrieb ausgehend von zwei Startschächten statt. Im Be-
reich von Ried an der Gemeindegrenze Riedering / Stephanskirchen wird ein Ziel-
schacht erstellt, der nach Abschluss der Arbeiten zum Rettungsschacht umgebaut wer-
den kann. 

– In Troglage unterfährt die NBS die B 15 und die Bestandsstrecke Rosenheim – Mühl-
dorf. Im hier unterbreiteten Vorschlag kann durch die tiefere Trassenlage diese Be-
standsstrecke auf der derzeitigen Höhenlage verbleiben. 

– Im weiteren Verlauf steigt die Gradiente im Einschnitt liegend mit einer Neigung von 
ca. 6,7 Promille an und überquert die Rott. 

– Um die ökologisch sensiblen Gebiete im Rotter Forst möglichst wenig zu beeinträchti-
gen, führt die NBS im Bereich von km 7,00 bis km 11,00 durch einen untertunnelten 
Streckenabschnitt. Dieser Tunnelabschnitt kann in Abstimmung mit den betrieblichen 
Anlagen nach Norden noch erweitert werden. Auch am Südportal ist geringfügig eine 
weitere Tunnelverlängerung denkbar. Durch geeignete Schutzmaßnahmen (z.B. Ein-
hausung) kann im Bereich der Überquerung der Rott entsprechender Emissionsschutz 
hergestellt werden. 

– Die folgenden FFH-Gebiete, der Bachlauf „Kitzelroth“, der „Pankrazgraben“ und wei-
tere Feuchtgebiete werden somit unterfahren. 

– Etwa bei km 11,00 tritt die NBS wieder an die Oberfläche und bietet im Folgenden über 
mehr als 2 km geraden, ebenen Trassenverlauf Raum für die Verknüpfung mit dem 
Bestand und die betrieblich erforderlichen Einrichtungen (z.B. Überleitstellen und Über-
holgleise). 

– Die Bestandsstrecke Rosenheim – Salzburg wird über einen neuen 2 km langen, neu 
erstellten Zulauf mit der NBS verknüpft. Durch die Tieflage der NBS im Kreuzungsbe-
reich können die Zulaufstrecken zur Verknüpfungsstelle an der Oberfläche im Ein-
schnitt erfolgen.  
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– Der Bahnhof Ostermünchen kann in seiner derzeitigen Lage im Ist-Zustand verbleiben. 
In Abstimmung mit der Gemeinde Tuntenhausen kann jedoch auch am nördlichen 
Ortsrand im Bereich der VKN der Bahnhalt neu situiert werden. Hierzu können ggfs. 
die Radien der NBS so verändert werden, dass der neue Bahnhalt nahezu am Ortsrand 
entsteht. 

– Im Bereich der Landkreisgrenze schließt der Trassenvorschlag an den geplanten Ver-
lauf der Variante „Limone“ an.“ 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Technische und betriebliche Bewertung 

1. Allgemeines 

Die Trasse kreuzt an fünf Stellen eine Freileitung 15 Kilovolt (kV), unterquert bei Innleiten den 
Inn, nordwestlich von Pfaffenhofen die B 15, nördlich von Kirchsteig zwei Bereiche eines FFH-
Gebiets und nördlich von Ostermünchen die RO 45 sowie RO 50. Die Verknüpfung mit der 
Bestandsstrecke ist nördlich von Ostermünchen vorgesehen. Dazu muss auch die Bestands-
strecke von Aubenhausen auf die nördliche Seite des Ortes Ostermünchen verlegt werden. 

2. Abschnitt Ostermünchen/ Verknüpfungsstelle 

Gemäß der Forderung wären zwei Varianten für die Verknüpfungsstelle vorgesehen: Die Bei-
behaltung des Bahnhofs Ostermünchen im Bestand oder alternativ die Verlegung des Bahn-
hofs Ostermünchen.   

2.1 Variante (Beibehaltung Bf Ostermünchen) 

Die Beibehaltung des Bahnhofs im Bestand hat zur Folge, dass zur Aus- und Einfädelung der 
zweigleisigen Strecke mehrere Kreuzungsbauwerke inkl. Anrampung (zu überwindende Hö-
hendifferenz ca. 8 m) zur höhenfreien Ausfädelung erforderlich werden. Die verbleibende Be-
standsstrecke muss hinsichtlich Signaltechnik, Oberleitung etc. an die verlegte Bestandsstre-
cke und die Neubautrasse angebunden werden. Diese Aspekte sind als technisch sehr auf-
wendig zu beurteilen, führen zu großen Eingriffen in die Landschaft und zu erhöhten Baukos-
ten.   

Hinsichtlich Raumentwicklung, Mensch und Lebensumfeld, Zerschneidung und Landschafts-
bild (Insellage Ostermünchen) ist der Erhalt ebenfalls als negativ zu beurteilen.  
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2.2 Variante (Verlegung Bf Ostermünchen) 

Die Verlagerung der Verknüpfungsstelle, der Überholgleise und des Bahnhofs nach Norden in 
den Bereich Mooswiesen hat zur Folge, dass mehrere Straßen verlegt werden müssen. Bei-
spiele sind die St 2080, RO 50 und RO 45. Aufgrund der geringen Gradienten- /Dammhöhe 
der Gleise im Bereich von Mooswiesen sind vermutlich größere Rampenbauwerke oder Ein-
schnitte für die Kreuzung der St 2080 mit den Gleisen erforderlich. 

Für die Verknüpfung der verlegten Bestandsstrecke mit der Neubaustrecke muss auf einer 
Länge von ca. 1 km bis 1,4 km der Tunnel in offener Bauweise hergestellt werden. Das betrifft 
im Wesentlichen den Abschnitt westlich der RO 45. Um die Neubaustrecke und die Bestands-
strecke auf das gleiche Höhenniveau zu bekommen, wird eine Rampenlänge von ca. 1 km 
benötigt (Bereich ca. zw. RO 45 bis RO 50). In diesem Bereich wird eine offene Streckenfüh-
rung erforderlich. Das Tunnelportal liegt dann etwas östlich der RO 45. Nach der Rampe 
schließen westlich der RO 50 die Überholgleise mit einer Entwicklungslänge von ca. 1 km an. 
Darauf folgt die Verknüpfungsstelle inkl. Überleitverbindung mit einer Länge von ca. 0,8 km. 
Insgesamt werden ca. 1,8 bis 2,0 km Entwicklungslänge im Bereich Mooswiesen und Amets-
bichl benötigt. Im Planungsvorschlag der Forderung wurden in diesem Bereich Neigungen von 
12 Promille angenommen. Zulässig sind für die Bestandsstrecke hier nur max. 8 bis 9 Promille 
(Grenzlastbetrachtung). Insofern ist davon auszugehen, dass die im Entwurf angenommene 
Länge der Verknüpfungsstelle inkl. der Überholgleise nicht ausreicht. Eine Verlängerung um 
200 bis 500 m ist wahrscheinlich.  

2.3 Fazit zum Abschnitt Ostermünchen 

Die Variante „Orange“ mit Verlegung des Bahnhofs ist voraussichtlich technisch machbar. Es 
hat sich jedoch gezeigt, dass die Länge der Verknüpfungsstelle nördlich von Ostermünchen 
nicht ausreichen wird. Der Bereich muss östlich und westlich vergrößert werden, was zu hö-
heren Eingriffen in die Bestandsstrecke, die Umwelt und Flächenverbrauch etc. führt. Außer-
dem muss das Tunnelportal ca. 1 km nach Osten verschoben werden (ca. Bereich RO 45). In 
Summe ergeben sich vor allem für den Streckenabschnitt Ostermünchen keine Verbesserun-
gen gegenüber der Vorzugstrasse. Insgesamt werden die Eingriffe in die Umwelt und der Flä-
chenverbrauch aufgrund des größeren Umgriffs der zu verlegenden Bestandsstrecke als hö-
her eingeschätzt.         

3. Abschnitt Schechen (zw. Innleitentunnel und Tunnel „Kirchsteig“ FFH-Gebiet)  

Der verlängerte Innleitentunnel endet östlich der B 15. Ab hier verläuft die Trasse in einem 
Trog, da im Inntal der Grundwasserspiegel etwa bis zur Geländeoberkante angenommen wer-
den muss. Das Trogbauwerk geht bis etwa zur Bahnstrecke 5700, welche unterquert werden 
muss. Ob eine Anhebung der Strecke 5700 erforderlich ist, kann in der aktuellen Betrachtungs-
tiefe nicht abschließend beurteilt werden. Klar ist, dass ein schneller Anstieg der Neubaustre-
cke Richtung der Rott (Gewässer) bzw. Ostermünchen erforderlich ist. Die Rott muss mit aus-
reichendem Abstand (Abflussquerschnitt, Umwelt MAQ) überquert werden. Aufgrund fehlen-
der Planung kann derzeit nicht beurteilt werden, ob die Rott überquert werden kann. Gleich-
zeitig darf die Gradiente nicht zu hoch gewählt werden, weil der anschließende Tunnel im 
Bereich des FFH-Gebietes eine ausreichende Überdeckung zur Herstellung mit einer Tunnel-
bohrmaschine (TBM) benötigt. Hinweis: Eine offene Bauweise würde zu erheblichen, als nicht 
genehmigungsfähig einzustufenden Eingriffen in das FFH-Gebiet führen. Auch ein bauzeitli-
cher Eingriff in das FFH-Gebiet ist hinsichtlich der Genehmigungsfähigkeit zu vermeiden.  
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4. Tunnelabschnitte 

4.1 Verlängerter Innleitentunnel 

Die Unterquerung des Inns nördlich von Rosenheim scheint unter ähnlichen Randbedingun-
gen (Geologie, Überdeckung, Neigung) wie die Innunterquerung im Bereich Fischbach-Nuß-
dorf technisch machbar. Es liegen keine tiefergehenden geologischen Informationen zum Be-
reich des Inn bis Wieden vor. Der Beurteilung wird jene Variante zugrunde gelegt, die südlich 
vom Trinkwasserschutzgebiet (TWSG) Obernburg abrückt. 

Die dem Vorschlag zugrunde liegenden Angaben zu den Tunnellängen sind zwischen Lage-
plan und Längsschnitt nicht ganz stimmig. Aus Sicht der DB scheint eine bergmännische Bau-
weise ab nördlich Pfaffenhofen (unmittelbar westlich des Waldes) mit anschließender rund 1 
km langen offenen Bauweise möglich. Das Tunnelportal wäre dann direkt westlich der Be-
standsstrecke Rosenheim – Wasserburg. 

Der Innleitentunnel würde sich dadurch um etwa 3,4 km auf rund 12 km verlängern. Der berg-
männische Vortrieb scheint von Süden als auch von Norden grundsätzlich möglich. Im Bereich 
Wieden wäre die offene Bauweise und ein rund 0,5 km langer anschließender Trog zu errich-
ten. 

Die Neigung des Tunnels würde sich im Rahmen der Trassierungsvorgaben bewegen. 

4.2 Neuer Tunnel vom Bereich Kirchsteig bis Ostermünchen 

Die dem Vorschlag zugrunde liegenden Angaben zu den Tunnellängen sind zwischen Lage-
plan und Längsschnitt nicht ganz stimmig. Grundsätzlich wird mit dem Vorschlag angestrebt, 
die Rott zu überqueren und die nördlich anschließenden Bereiche des FFH-Gebiets zu unter-
queren. 

Zur Überquerung der Rott wird im Vorschlag eine Höhe von rund 3,5 bis 4 m (Delta SO zu 
GOK) angegeben. Unter Berücksichtigung der Höhen für den Fahrbahnaufbau, der erforderli-
chen Überbauhöhe und der notwendigen Ausbildung im Bereich des Bachlaufes (Fischotter, 
MAQ) könnte es auch erforderlich sein, im Bereich der Rott die Gradiente anzuheben. 

Sofern die Gradiente im Bereich der Rott in etwa in der angegebenen Höhenlage bleiben kann, 
scheint es möglich, ab Höhe Kirchsteig bzw. Auberg einen Tunnel in bergmännischer Bau-
weise herzustellen, da ab diesem Bereich eine Überdeckung von mindestens einem Tunnel-
durchmesser erreichbar scheint. Im weiteren Verlauf, bis Höhe Ostermünchen wäre eine für 
eine bergmännische Herstellung ausreichende Überdeckung vorhanden. Nördlich (im Bereich 
Ostermünchen) und südlich (im Bereich Auberg) wären etwa 500 m offene Bauweise bzw. 
Trog erforderlich, um jeweils im weiteren Verlauf die Trasse oberirdisch führen zu können. Für 
den Bereich des neuen Tunnelbauwerks liegen keine tiefergehenden geologischen Kennt-
nisse vor. Die Einschätzung, dass die geologischen Verhältnisse in der Bandbreite jener lie-
gen, die im Rahmen der Vorplanung bei den untersuchten Varianten angetroffen wurden, ist 
eine reine Annahme. Zu beachten ist, dass die für die Herstellung des Tunnels erforderlichen 
Baustellen zu entsprechenden Eingriffen in der Umgebung führen. 

Im Hinblick auf die Trassierung des Tunnels unter Zugrundelegung der Überquerung der Rott 
und der Unterquerung des FFH-Gebietsbereichs ist festzuhalten, dass diese jedenfalls im 
grenzwertigen Bereich liegt und ein Eingriff in das FFH-Gebiet durch einen Tunnel in offener 
Bauweise nicht ausgeschlossen werden kann. Die Alternative, auch die Rott zu unterqueren, 
würde den Vorschlag derart abändern, dass er von den Grundzügen und den Mehrkosten der 
bereits vom Projektteam untersuchten Variante der Innunterquerung mit durchgehendem Tun-
nel bis Ostermünchen entspricht, wenn auch in anderer und aus Sicht des Projektteams in 
ungünstigerer Lage. 
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4.3 Fazit: Tunnelbauwerke 

Die Tunnelbauwerke scheinen trassierungstechnisch und bautechnisch machbar. Da keine 
weiterführenden Kenntnisse zur Geologie vorliegen und mehrere Querungssituationen mit Ge-
wässern, Naturschutzgebieten und anderen Infrastrukturen nur in einer ersten Betrachtung 
ohne tatsächliche Planung beurteilt werden können, verbleiben bezüglich der Tunnelab-
schnitte entsprechende Risiken. 

5. Sonstiges (kritische Punkte) 

– Überdeckung der Tunnel „Kirchsteig“ teils sehr gering, Risiko: Herstellung offene Bau-
weise im FFH-Gebiet 

– Absenkung der Gradiente wegen Überquerung Rott vermutlich nicht möglich (hier nur 
etwa 3 m von SO bis Gewässersohle), Risiko: Ausführungs- und Genehmigungsrisiko 

Es besteht das Risiko, dass die Gradiente im Bereich der Rott angehoben werden muss. Das 
hätte zur Folge, dass zum einen der Tunnel noch weniger Überdeckung hätte und ggf. bau-
zeitlich ins FFH-Gebiet eingegriffen werden muss. Zum anderen könnte es sein, dass die 
Trasse 5700 im Kreuzungsbereich angehoben werden muss. 

Die Unterquerung der Rott würde dazu führen, dass es einen durchgehenden Tunnel bis Os-
termünchen gibt (Kostenrisiko).  Die Variante Tunnel bis Ostermünchen wurde als Auflage aus 
dem ROV und gemäß der KF 201 ebenfalls untersucht und bewertet.  

6. Bewertung Raum und Umwelt 

6.1 Bereich des Tunnels nördlich von Unterimmelberg bis südlich von Wieden: 

Im Bereich des Inns befindet sich die geplante Streckenführung in Tunnellage, sodass das 
FFH-Gebiet „Innauen und Leitenwälder“ (im Randbereich am westlichen Innufer) unterirdisch 
gequert wird. 

Des Weiteren befindet sich im Bereich des Inns das Bodendenkmal D-1-8138-0074 „Brücken-
fundamente der römischen Kaiserzeit oder des Mittelalters und der frühen Neuzeit“ und im 
weiteren Verlauf nördlich von Pfaffenhofen das Bodendenkmal D-1-8138-0081 „Siedlung mit 
Töpfereizentrum und Gräber der römischen Kaiserzeit“. Mögliche Beeinträchtigungen durch 
die Unterquerung der Bodendenkmäler können nicht ausgeschlossen werden. 

6.2 Bereich des Tunnelportals südlich Wieden und vsl. offene Bauweise (bis kurz vor Pfaf-
fenhofener Holz): 

Die geplante Streckenführung liegt in einiger Entfernung zum FFH-Gebiet (ca. 200 – 300 m), 
durch eine geplante offene Bauweise südlich von Wieden (bis zum Pfaffenhofener Holz) kön-
nen jedoch indirekte Wirkungen während der Bauphase nicht ausgeschlossen werden. Die 
offene Bauweise führt zu einer baubedingten Flächeninanspruchnahme im Bereich des Land-
schaftsschutzgebietes (LSG 00535.01) „Schutz des Inntals“.  

Der Leitenbach wird durch die geplante Streckenführung mehrfach gequert. Die offene Bau-
weise und der anschließende Trog bei Wieden könnten dazu führen, dass in diesen Bereichen 
das Gewässer ggf. großräumig verlegt werden muss.  

6.3 Offene Streckenführung östlich Auberg (Tunnelportal Süd) bis zur Kreuzung der Bestands-
strecke: 

Risiko Rott/ FFH-Gebiet: Gemäß dem Längsschnitt ist eine Überquerung der Rott geplant, die 
voraussichtlich nur in geringer Höhe erfolgen kann. Diese Überführung wäre in der jetzigen 
Ausprägung als nachteilig zu werten, da die Rott eine wichtige Vernetzungsstruktur darstellt. 
Infolgedessen könnte entweder ein Anheben der Gradiente oder eine Unterquerung der Rott 
erforderlich werden.  

Annahme: Ein Anheben der Gradiente könnte jedoch auch Auswirkungen auf das FFH-Gebie-
tes 8038-371 „Rotter Forst und Rott“ mit sich ziehen. Nach jetzigem Stand wird das FFH-
Gebiet zwar unterirdisch gequert, aber durch ein mögliches Anheben der Gradiente ist ggf. 
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keine ausreichende Überdeckung mehr gegeben ist, sodass ein oberirdischer Eingriff voraus-
sichtlich unvermeidbar wäre. Eine direkte Flächeninanspruchnahme innerhalb des FFH-Ge-
bietes wäre als nachteilig zu werten (potenzielles Genehmigungsrisiko, s.Alternativenprüfung). 

Im Bereich der offenen Streckenführung befinden sich Biotope der Flachlandbiotopkartierung, 
teilweise geschützt nach §30 BNatSchG / Art. 23 BayNatschG und ein Moorboden südlich 
Hinterreut, die beeinträchtigt bzw. in Anspruch genommen werden.  

Die vorgeschlagene Streckenführung führt zu einer größeren Zerschneidung von zwei „zusam-
menhängenden“ Waldgebieten „Lochnerholz“ und „Eigenholz“, was hierbei als nachteilig zu 
werten wäre, auch im Vergleich zur Vorzugstrasse der DB. 

6.4 Tunnelbereich von Auberg (Tunnelportal Süd) bis Anschluss nächster PA 

Risiko FFH-Gebiet siehe zuvor Punkt 6.3 

Östlich von Ostermünchen befindet sich ein projektiertes Moor „Hochmoor südöstlich Oster-
münchen“ im Rahmen des Klimaschutzprogramms 2050, das im Bereich des Tunnels unter-
quert und durch eine Verlegung der Bestandsstrecke im südlichen Bereich tangiert wird.  

7. Gesamtfazit:  

Die Untersuchungen zur Forderung der Innunterquerung nördlich von Rosenheim Variante 
„Orange“ kommen zu dem Ergebnis, dass die Innunterquerung mit Tunnel je nach Variante 
technisch vsl. möglich ist, aber zu erheblichen Konflikten, sehr hohen Kosten und sehr hohen 
Risiken führt. Zudem wäre mit einer mindestens um 2 bis 3 Jahre verzögerten Inbetriebnahme 
des Brenner-Nordzulaufs zu rechnen. Dies begründet sich durch die notwendigen Planungen 
und Genehmigungen sowie durch die längere Bauzeit aufgrund der zusätzlichen Tunnelan-
teile. 

Ein weiteres Risiko stellt der zusätzliche Anfall sehr großer Ausbruchmengen aus den Tunnel- 
und Trogbauwerken dar. Im Sinne einer nachhaltigen bzw. vorausschauenden Planung sind 
ganzheitliche Betrachtungen anzustellen. Bereits in einer frühen Leistungsphase sind der Hö-
hen- und Trassenverlauf im Sinne eines optimalen Massenausgleichs unter Berücksichtigung 
der Topographie möglichst so zu wählen, dass Ausbruch- und Abtragsmengen so gering wie 
möglich gehalten werden und innerhalb des Projektes wieder verwendet werden können.  

Durch den größeren Tunnelanteil sowie der Trogbauwerke und Einschnitte vom Inn bis in den 
Bereich Ostermünchen würden Dammbauwerke mit Potential zur projektinternen Materialwie-
derverwendung entfallen. Gleichzeitig würden durch die Tunnel- und Trogbauwerke erhebliche 
Abtragsmengen hinzukommen. 

Die in der Vorplanung untersuchten Varianten ohne Innunterquerung stellen aus Sicht der 
Vorhabenträgerin eine konflikt- und risikoärmere, kostengünstigere und genehmigungsfähige 
Lösung dar. 
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3.9 Neue bestandsnahe Trasse (nicht Türkis/nicht Limone) mit möglichst hohen Tun-
nelanteilen (PA 1) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird eine neue Trasse, die sich eng an den Verlauf der Bestandsstrecke hält und 
einen hohen Anteil an Tunneln aufweist, da weder die Auswahltrasse Limone noch die Trasse 
Türkis diese Anforderungen aus regionaler Sicht erfüllen würden. Daher wird die Vorhaben-
trägerin dazu aufgefordert, eine neue Trasse zu ermitteln und zu planen. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil bereits im Rahmen des Trassenauswahl-
verfahrens die bestandsnahe Trasse Türkis geprüft und berücksichtigt wurde. 

Eine weitere sinnvolle bestandsnahe Trasse ist unter den gegebenen Rahmenbedingungen 
und Anforderungen planerisch nicht umsetzbar. 

Bezüglich zusätzlicher Tunnelabschnitte wird dies bereits in den Forderungen für den Tunnel 
Niclasreuth und den Tunnel Dorfen bewertet. Eine weitergehende Untertunnelung des Pla-
nungsabschnitts ist aus technischen und wirtschaftlichen Gründen nicht sinnvoll möglich. In 
der bevorzugten Variante wurde bereits der verlängerte Salachtunnel mit einer Länge von etwa 
3,7 km ausgewählt und betrachtet.  
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3.10 Trinkwasserschutz / TWSG Elkofen (PA 1) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird, dass während der Bau- und Betriebsphase des BNZ keine Gefahr für das 
TWSG Elkofen entstehen darf. Darüber hinaus hat die Region spezifische Anforderungen: 

a) Die Durchquerung muss zwingend unterirdisch erfolgen (Tunnellösung).  

b) Der Tunnelbau und dessen Errichtung müssen in bergmännischer Bauweise durchgeführt 
werden, um eine offene Tunnelbauweise zu vermeiden. 

c) Die Durchquerung muss außerhalb der Schutzzone II (engere Schutzzone) stattfinden. 

d) Die Lagerung und der Abtransport des Aushubmaterials müssen außerhalb des Schutzge-
bietes durchgeführt werden. 

e) Der genaue Verlauf des Grundwasserleiters (Aquifer) muss durch umfassende hydrogeolo-
gische Untersuchungen nachgewiesen werden, und es muss ein ausreichender Schutzab-
stand (mindestens 8 m) des Tunnelbauwerks gewährleistet sein. 

f) Mindestens fünf Grundwassermessstellen müssen dauerhaft als Vorfeldmessstellen einge-
richtet werden, um ein kontinuierliches Grundwassermonitoring zu gewährleisten. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da die geforderten Inhalte bereits Bestandteil 
der Planung der DB sind. Die Vorzugsvariante durchquert das TWSG in Zone III. 

In der Vorplanung wurde eine Variantenuntersuchung durchgeführt, die zur Entscheidung für 
den längeren Salachtunnel führte. Eine vollständige Tunnellösung im TWSG bietet den größt-
möglichen Schutz für das Trinkwasser. 

Während der Bauphase wird durch die Errichtung des Tunnels nach anerkannten technischen 
Regeln und geltenden Richtlinien, wie der 836.4107 „Bauen in Wasserschutzgebieten”, eine 
Gefährdung des TWSG ausgeschlossen bzw. beherrscht. Darüber hinaus verläuft die bevor-
zugte Variante nicht durch die Zone zwei des TWSG, sondern quert in Fließrichtung die Zone 
drei. 

In der Gesamtbewertung stellt die bevorzugte Variante den geringstmöglichen Eingriff im Ver-
hältnis zur Wirtschaftlichkeit und den Auswirkungen auf Menschen, Natur und Umwelt dar. Die 
Risiken beim Bau im TWSG werden durch die Planung und den Einsatz geeigneter Bauver-
fahren beherrscht. 

Die restlichen Forderungen werden im Planungsprozess berücksichtigt und der Abstand zum 
Grundwasser wird weiterhin mit dem Wasserwirtschaftsamt Rosenheim abgestimmt. 

3.11  Vermeidung von Insellagen (PA 1) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird, dass bei der Auswahl der Trassenführung Insellagen so weit wie möglich ver-
mieden werden sollen.  

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da die geforderten Inhalte bereits Bestandteil 
der Planung der DB sind. 

Im Rahmen des vorausgegangenen Trassenauswahlverfahrens wurde der Trassenverlauf ob-
jektiv anhand eines Kriterienkatalogs ausgewählt, der im Vorfeld mit der Region abgestimmt 
wurde. 
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3.12  Erhalt bestehender Wegeverbindung, optimierte Wegeverbindungen Niclasreuth 
und Dorfen (PA 1) 

Beschreibung der Forderung 

Es wird gefordert, dass alle bestehenden Wegeverbindungen erhalten bleiben müssen. Dar-
über hinaus ist eine optimierte Straßenführung für die Ortschaften Niclasreuth und Dorfen das 
angestrebte Ziel. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da die geforderten Inhalte bereits Bestandteil 
der Planung der DB sind. 

Sämtliche Wegebeziehung im PA 1 wurden in der Vorplanung betrachtet und bei zerschnei-
dender Wirkung der Neubautrasse planerisch aufgenommen sowie eine Lösung für die Wie-
derherstellung dieser gefunden. Die Lösung bzw. veränderte Wegeführung wurde mit den je-
weiligen Straßenbaulastträgern abgestimmt und kann den Plänen der Vorplanung entnommen 
werden.  

3.13  Optimierung der Auswahltrasse Limone und Minimierung von Flächenverbrauch 
und Beeinträchtigungen (PA 1) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird eine Optimierung der Auswahltrasse Limone durch den Einsatz von Stützwän-
den oder durch eine Veränderung der Höhenlage der Trasse, um den Flächenverbrauch zu 
reduzieren und Bauwerke einzusparen. Zudem sollen keine weiteren Überholgleise im Beriech 
des Gemeindegebiets Aßling errichtet werden. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da die geforderten Inhalte bereits Bestandteil 
der Planung der DB sind. 

Im Zuge des TAV wurde eine Trasse ausgewählt, die im Hinblick auf den Flächenverbrauch 
und die Auswirkungen auf Raum und Umwelt aus dem Eisenbahnbetrieb die bestmögliche 
Lösung darstellt. Während der Vorplanung wurden dort, wo sie konstruktiv notwendig sind, 
Stützwände geplant und vorgesehen. Eine monetäre Bewertung zusätzlicher Stützwände ist 
aufgrund der Unklarheit der Forderung nicht möglich, da genaue Angaben zum Bereich feh-
len. Zusätzliche Überholgleise im Gemeindegebiet Aßling sind zum jetzigen Zeitpunkt nicht 
vorgesehen. Eine Tieferlegung der Talbrücke Langkofen würde zu unverhältnismäßigen Ein-
schnitten in den Bereichen Dorfen und Niclasreuth führen, welche technisch nicht beherrsch-
bar wären. Eine Schüttung als Damm würde eine Riegelwirkung im Tal von Langkofen dar-
stellen. Die geplante Eisenbahnbrücke nahe Langkofen bleibt erforderlich. 

3.14  Verlängerter Salachtunnel (PA 1) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird eine Planungsvariante, die einen verlängerten Salachtunnel beinhaltet.  

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Diese Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie bereits Bestandteil der Vorzugsvari-
ante ist. 
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3.15  Verschiebung der Verknüpfungsstelle Ostermünchen nach Norden (PA 2) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird eine Verschiebung der Verknüpfungsstelle Ostermünchen nach Norden. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da ihre Umsetzung die Erreichung der betriebli-
chen und verkehrlichen Ziele seitens des Bundes verhindern würde. 
 
Verknüpfungsstellen können nur dort angeordnet werden, wo beide Strecken (Bestand und 
Neubau) räumlich nah nebeneinander verlaufen. Die Abstände der Verknüpfungsstellen un-
tereinander sollten eine sinnvolle Entfernung aufweisen. Eine Verschiebung nach Norden 
hätte zwangsläufig zur Folge, dass die Bestandsstrecke großräumig verlegt werden müsste, 
was zu höheren Eingriffen, Flächenverbrauch, Kosten und einer schlechteren Linienführung 
führen würde. Außerdem würde sich der Abstand zur nächsten Verknüpfungsstelle in Grafing 
verkürzen. Eine Verlegung der Verknüpfungsstelle wird deshalb als nicht genehmigungsfähig 
angesehen. 

3.16  Tunnel Innleiten – Kirnstein (inkl. durchgehender Tunnel auf dem Gemeindegebiet 
Riedering) (PA 3) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird eine durchgehende Untertunnelung des Abschnitts östlich des Inns von Innlei-
ten – Kirnstein. Die Gemeinde Riedering fordert zudem die vollständige Untertunnelung des 
Gemeindegebiets.  

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil ihre Umsetzung der Erreichung der betrieb-
lichen und verkehrlichen Ziele seitens des Bundes entgegenstehen würde. 

Die durchgehende Untertunnelung des Streckenabschnitts von Innleiten – Kirnstein wurde im 
Zuge der Vorplanung als eine der drei Planungsalternativen (R2) untersucht und im Zuge der 
Abwägung der Varianten ausgeschieden. Das Ergebnis der Variantenabwägung wurde im Ok-
tober 2024 im Rahmen der Dialogforen vorgestellt und erläutert. Die Alternative ist aus rein 
technischer Sicht umsetzbar, erfüllt jedoch die Projektziele aus verkehrlicher Sicht nicht. Durch 
das Begegnungsverbot von Güter- und Personenzügen in Tunneln und der damit einherge-
henden, nicht möglichen Anordnung einer unterirdischen Überholung, können die Projektziele 
aus verkehrlicher Sicht nicht erreicht werden.  
Auch eine Verlängerung des Innleitentunnels, sodass das Gemeindegebiet Riedering vollstän-
dig untertunnelt wird, ist aufgrund des Raumbedarfs des Überholbahnhofs nicht möglich. Das 
Gemeindegebiet von Riedering ist entsprechend der Vorzugsvariante bis auf einen rund 200 m 
langen Gehölzbereich östlich des Weilers Holzen bereits vollständig untertunnelt. Die vollstän-
dige Untertunnelung des Gemeindegebiets Riedering hätte somit hinsichtlich der Projektziele 
aus verkehrlicher Sicht dieselben Auswirkungen wie der durchgehende Tunnel zwischen Inn-
leiten und Kirnstein. 
Siehe auch: Variantenbewertung PA 3 
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3.17  Verknüpfungsstelle im Wildbarren (PA 4) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird die Verlegung der Verknüpfungsstelle Kirnstein nach Westen und eine Ausbil-
dung im Tunnel. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil eine Realisierung gegen geltende Gesetze 
oder Verordnungen verstieße. 
 
Aufgrund ihrer betrieblichen Funktion werden die Bestandsstrecke als auch die Neubaustrecke 
und damit auch die Verknüpfungsstellen von Reisezügen und Güterzügen im Mischverkehr 
genutzt. Die betrieblich notwendigen Gleisverbindungen in Verknüpfungsstellen erfordern es, 
dass bei einer unterirdischen Verknüpfungsstelle die Tunnelröhren der Bestands- sowie Neu-
baustrecke mehrfach miteinander verbunden werden müssten. 
Die Richtlinie des Eisenbahn-Bundesamts (EBA) „Anforderungen des Brand- und Katastro-
phenschutzes an den Bau und Betrieb von Eisenbahntunneln“ bestimmt, dass lange Tunnel, 
in denen planmäßig Reise- und Güterzüge verkehren, als eingleisige und baulich getrennte 
Tunnelröhren herzustellen sind. Hieraus folgt auch der absolute Begegnungsausschluss von 
Reise- und Güterzügen im Tunnel. Dieser ist eine der wichtigsten präventiven Maßnahmen 
auf der obersten Sicherheitsebene. Verbindungen von Tunnelröhren durch Weichen wider-
sprechen den Vorgaben nach der baulichen Trennung und stellen einen erheblichen Eingriff 
in die oberste Sicherheitsebene dar. 
Abweichungen von der EBA-Tunnelrichtlinie sind nur als begründete Ausnahme möglich. Sol-
che sind grundsätzlich nur in jenen Fällen genehmigungsfähig, in denen die Projektziele und 
Vorgaben ansonsten nicht erreicht werden können. Eine freizügige Anwendung dieser Mög-
lichkeit widerspricht den Grundsätzen des vierstufigen Sicherheitskonzepts. Abweichungen 
von den Vorgaben der EBA-Richtlinie sind generell und speziell in diesem Fall nur dann zu-
lässig, wenn der Nachweis der gleichen Sicherheit erbracht werden kann. Dies gelingt im vor-
liegenden Fall nicht, da der erhebliche Eingriff auf der obersten Sicherheitsebene der präven-
tiven Maßnahmen durch die aufgezeigten Maßnahmen auf niederrangigeren Sicherheitsebe-
nen nicht kompensiert werden kann. Die eingebrachte Forderung ist daher aus Sicht der Vor-
habenträgerin nicht genehmigungsfähig. 
 
Unabhängig der nicht vorhandenen Genehmigungsfähigkeit wäre die eingebrachte Forderung 
mit erheblichen Auswirkungen verbunden. In Bezug auf die durch diese Forderung zu erwar-
tenden wirtschaftlichen Auswirkungen lässt sich auf Basis der im Rahmen der frühen Öffent-
lichkeitsbeteiligung eingebrachten Ideen zur Ausbildung einer solchen unterirdischen Ver-
knüpfungsstelle festhalten, dass rein durch die zusätzlichen Tunnelanteile der Hauptgleise 
(ohne Kosten für jedenfalls erforderliche zusätzliche Anlagenteile wie z.B. Überleittunnel, Stol-
len, maschinentechnische Anlagen) Mehrkosten im Vergleich zur Gesamtwertprognose von 
mindestens 2,7 Mrd. Euro zu erwarten wären. Weiter wäre mit einer mindestens 5 Jahre ver-
zögerten Inbetriebnahme des Brenner-Nordzulaufs zu rechnen. Dies begründet sich durch die 
notwendigen Planungen und Genehmigungen sowie die durch die längere Bauzeit aufgrund 
der zusätzlichen Tunnelanteile. Es entstünden zwei rund 29 km lange grenzüberschreitende 
Tunnelröhren für die Neubaustrecke, mit den daraus entstehenden grenzüberschreitenden ge-
nehmigungsrechtlichen Problemstellungen, sowie zwei rund 6 bis 7 km lange Tunnelröhren für 
die zu verlegende Bestandsstrecke. Dazu kämen mehrere erforderliche Überleittunnel sowie 
erforderlichenfalls Rettungs- oder sonstige Tunnel und Stollen. Darüber hinaus würde durch 
die bereits genannten zusätzlich erforderlichen Tunnelabschnitte der bauzeitliche Flächenbe-
darf im Bereich Flintsbach bis Oberaudorf nochmals erheblich steigen. Dies stünde im Gegen-
satz zur Forderung der Landwirte im Inntal den bauzeitlichen Flächenbedarf möglichst zu mi-
nimieren. Die Planung einer der Forderung entsprechenden Variante wäre daher technisch 
und wirtschaftlich nicht zu vertreten und hätte darüber hinaus terminliche und kostentechni-
sche Auswirkungen auf den österreichischen Teil des grenzüberschreitenden Tunnels.  
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3.18  Ersatzloses Streichen der VKN Niederaudorf (PA 4) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird ein Verzicht auf die Verknüpfungsstelle Kirnstein. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da ihre Umsetzung die Erreichung der betriebli-
chen und verkehrlichen Ziele seitens des Bundes verhindern würde. 

Die Verknüpfungsstelle Kirnstein ist ein unverzichtbares Element des viergleisigen Ausbaus 
der Brennerachse. Nur mit regelmäßigen Verknüpfungen von Neubau- und Bestandsstrecke 
lassen sich die verkehrlichen Ziele erreichen. Verknüpfungsstellen ermöglichen eine möglichst 
hohe Auslastung der Neubaustrecke. Dies ist Grundlage für ein künftig ausgebautes Nahver-
kehrsangebot auf der Bestandsstrecke. Verknüpfungsstellen steigern zudem die Netzresilienz, 
da sie Ausweichrouten, beispielsweise im Falle von Beeinträchtigungen oder Sperrungen ein-
zelner Streckenabschnitte, ermöglichen. Darüber hinaus ermöglichen Sie eine Andienung der 
Tunnel bei Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten über die Bestandsstrecke und deren Be-
triebsstellen. Die Verknüpfungsstelle Kirnstein bindet die Neubaustrecke südlich an den Kno-
ten Rosenheim an. Eine höchstmögliche Nutzung der Neubaustrecke durch den Fernverkehr 
mit Halt in Rosenheim ist dadurch möglich. 
Bei einem Verzicht auf die Verknüpfungsstelle Kirnstein wären Neubau- und Bestandsstrecke 
auf ca. 55 km ohne jegliche Verbindung. Die Folge wären erhebliche Einbußen in der Leis-
tungsfähigkeit, der betrieblichen Flexibilität und der Netzresilienz. 

3.19 Anordnung der Gleise in der Verknüpfungsstelle (PA 4) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird eine veränderte Anordnung der Gleise in der Verknüpfungsstelle Kirnstein. Statt 
innenliegend die Neubaustrecke und außenliegend die Bestandsstrecke anzuordnen, sollen 
die Neubaustrecken- und die Bestandsstreckengleise jeweils parallel geführt werden. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da ihre Umsetzung die Erreichung der betriebli-
chen und verkehrlichen Ziele seitens des Bundes verhindern würde. 

Die von der DB geplante Anordnung der Gleise im Bereich der Verknüpfungsstrecke ermög-
licht den planmäßig vorgesehenen Wechsel von einem Richtungsgleis in das andere (bei-
spielsweise Bestandsstrecke München – Kufstein auf Neubaustrecke München – Innsbruck) 
ohne die Querung eines weiteren Gleises. Durch die in der Forderung geforderte Anordnung 
der Gleise sind die planmäßig vorgesehenen Wechsel (beispielsweise Bestandsstrecke Mün-
chen – Kufstein auf Neubaustrecke München – Innsbruck und anlog in der anderen Richtung) 
nur mit Kreuzung eines weiteren Gleises, des Gegenrichtungsgleises, möglich. Dies würde die 
Leistungsfähigkeit des viergleisigen Systems des Brenner-Nordzulaufs erheblich einschrän-
ken und der Erreichung der betrieblichen und verkehrlichen Ziele entgegenstehen. 
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3.20  Alternativvariante Brenner-Nordzulauf mit Güterzugtunnel unter Rosenheim  

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird ein dreistufiger Ausbau für die Brenner-Zulaufstrecke: Ausbau der ABS 38, Bau 
eines Güterzugtunnels unter Rosenheim, Ausbau der Strecke Landshut – Mühldorf – Rosen-
heim. Die Forderung beruht auf dem Alternativkonzept des Brennerdialogs  

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da ihre Umsetzung die Erreichung der betriebli-
chen und verkehrlichen Ziele seitens des Bundes verhindern würde. 

Die DB InfraGO hat das durch mehrere Bürgerinitiativen eingereichte Alternativkonzept sowohl 
auf die betriebliche und verkehrliche als auch die technische Umsetzbarkeit detailliert geprüft 
und bewertet.  

Grundsätzlich kommt die Prüfung zum Ergebnis, dass einzelne Teile des Konzeptes technisch 
möglich sind. Ein Großteil des Alternativkonzepts erscheint jedoch nicht umsetzbar bzw. führt 
zu erheblichen Konflikten, hohen Kosten im Verhältnis zum tatsächlichen Nutzen und zu nicht 
beherrschbaren Risiken. Eine Umsetzung kann aus fachlicher Sicht nicht empfohlen werden.  

Die von mehreren Bürgerinitiativen vorgelegte Alternativvariante sieht in der Stufe 1 eine er-
hebliche Verlagerung von Verkehren auf die ABS 38 (München – Mühldorf – Freilassing) vor. 
Dies ist allerding nicht zielführend. Die Ausbaumaßnahmen der ABS 38 verfolgen andere ver-
kehrliche Ziele und bieten selbst im Endzustand nicht die erforderlichen Kapazitäten, um durch 
Verkehrsverlagerungen den Knoten Rosenheim spürbar zu entlasten.  

Als weiteren Bestandteil der Stufe 1 streben die Autoren des Alternativkonzepts eine umfas-
sende Optimierung der Bestandsstrecken Grafing – Rosenheim (5510) und Rosenheim – Kuf-
stein (5702) durch eine Ausrüstung mit ETCS, zusätzliche Überholgleise, die Beseitigung hö-
hengleicher Bahnübergänge und schalltechnische Maßnahmen an. Die geplante Zugsiche-
rungserneuerung mittels ETCS erhöht jedoch vor allem die Interoperabilität, ohne die Kapazi-
tät signifikant zu steigern. Zusätzliche Überholgleise reichen nicht aus, um die Nennleistung 
signifikant zu erhöhen. Das ergab eine Untersuchung der DB zum Ausbau der Bestandsstre-
cke bereits im Jahr 2019. Der Knoten Rosenheim bleibt der zentrale Engpass, dessen Opti-
mierung die Betriebsqualität nicht vollständig gewährleisten kann.  

Teils erscheint das Konzept aus betrieblicher Sicht inkohärent. So kann der zur Entlastung des 
Knotens Rosenheim geplanter Güterzugtunnel (Stufe 2) nicht an die Strecke Rosenheim – 
Mühldorf (Stufe 3) angebunden werden. Sämtliche Güterzüge auf dieser Relation müssten 
weiterhin durch den Knoten Rosenheim fahren. Güterzüge durch den Knoten Rosenheim auf 
der Achse Kufstein – Mühldorf erzeugen gravierende Trassenkonflikte und Fahrstraßenaus-
schlüsse, die ein fahrbares Betriebsprogramm unmöglich machen. Ein geändertes Routing der 
Züge mit reduzierten Tonnagen aufgrund steilerer Topografie der Bestandstrecken wird vo-
raussichtlich kaum Nachfrage erzeugen und schafft daher keine Entlastung. Schließlich fehlt 
die Redundanz, die im Störungsfall eine flexible Umleitung ermöglichen könnte – ein Problem, 
das sich bereits heute auf der Brennerachse zeigt und deren Zuverlässigkeit erheblich ein-
schränkt.  

Die vorhandene Infrastruktur würde langfristig die Verlagerung von Güterverkehren auf die 
Schiene entlang des Korridors München – Verona einschränken. 

Im Personenverkehr würde bei einer Umsetzung des Alternativkonzepts die geringe Strecken-
geschwindigkeit der Bestandsstrecken München – Rosenheim und Rosenheim – Kufstein die 
Entwicklung attraktiver Fernverkehrsangebote behindern. Ein Ausbau des Nahverkehrs wäre 
aufgrund weiterhin vorliegender Kapazitätsengpässe nicht in der gewünschten Taktung reali-
sierbar. Zudem könnten Pünktlichkeitsziele im Fern- und Nahverkehr auf den Relationen Mün-
chen – Kufstein/Salzburg nicht erreicht werden.  
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Auch aus technischer Sicht ergeben sich bei einer Umsetzung des Alternativkonzepts an meh-
reren Stellen Herausforderungen. Die Fertigstellung der ABS 38 verfolgt andere verkehrliche 
Ziele als im Alternativkonzept beschrieben. Eine reine Verkehrsverlagerung macht zusätzliche 
Infrastrukturmaßnahmen erforderlich, die Einschränkungen für den Nahverkehr und Belastun-
gen der Strecke Freilassing – Mühldorf – München verursachen könnten.  

Die Konzentration des Brennerverkehrs auf der durch dicht besiedeltes Gebiet verlaufenden 
Bestandsstrecke bedingt bis zu sechs Meter hohe Schallschutzwände. Diese könnten voraus-
sichtlich trotzdem nicht alle Immissionsgrenzwerte erfüllen.  

Die zweite Stufe des Konzepts sieht den Bau eines fünf Kilometer langen einröhrigen Güter-
zugtunnels zur Entlastung des Bahnknotens Rosenheim vor, der von Egarten bis Happing 
verlaufen und an die bestehende Strecke angeschlossen werden soll. Diese Verbindung 
würde dicht bebaute Siedlungsbereiche und Teile des Bahnhofs Rosenheim unmittelbar un-
terfahren. Für die höhenfreie Einbindung sind zusätzlich mindestens zwei Kilometer lange An-
schlussstellen erforderlich. Deren Umsetzung verursacht erhebliche Eingriffe in bestehende 
Infrastruktur sowie in die Gebäudesubstanz sowohl im Norden bei Egarten als auch im Süden 
bei Happing. Besonders der Abriss von Gebäuden und Anpassungen von Verkehrswegen er-
zeugen große technische und genehmigungsrechtliche Herausforderungen. Die geringe Dif-
ferenzneigung zwischen Tunnel und Bestandsstrecke würde umfangreiche bauliche Maßnah-
men sowie frühere Tunnelaufstiege notwendig machen, was weitere Eingriffe in dicht bebaute 
Gebiete erfordert. 

Der gemäß des Alternativkonzepts reine Güterzugtunnel mit einröhrigem Querschnitt kann 
ausschließlich von Güterzügen genutzt werden. Eine Nutzung durch Personenzüge ist aus 
Sicherheitsgründen ausgeschlossen. Für den zweigleisigen Tunnel wäre ein Tunneldurchmes-
ser von mindestens 13 Metern erforderlich, was im Seeton eine vergrößerte Ausbruchsfläche 
und zusätzliche bauliche Herausforderungen bedeutet.  

Rettungs- und Sicherheitskonzepte, basierend auf EBA-Richtlinien, verlangen alle 1.000 Meter 
Rettungsschächte. Dies erzeugt im dicht bebauten Rosenheimer Stadtgebiet erhebliche Ein-
griffe. Alternativ könnte ein Rettungsstollen vorangetrieben werden, der jedoch einen weiteren 
Tunnelvortrieb und zusätzliche Bauwerke erforderlich macht, verbunden mit ähnlichen bauli-
chen und infrastrukturellen Herausforderungen. Insgesamt zeigt das Konzept hohe technische 
sowie massive  städtebauliche Eingriffe in das Ortsbild und die bestehende Bebauung.  

Aufgrund der geologischen Gegebenheiten und der dichten Bebauung in Rosenheim erscheint 
der Güterzugtunnel weder genehmigungsfähig noch umsetzbar. Der Untergrund aus Seeton 
mit geringer Tragfähigkeit würde bei Tunnelvortrieb erhebliche Setzungen verursachen. 
Dadurch sind Gebäudeschäden zu erwarten. Maßnahmen zur Baugrundertüchtigung sind auf-
grund des Platzbedarfs nicht realisierbar. Eine mögliche Alternative, die offene Bauweise, 
würde den Abriss zahlreicher weiterer Gebäude erfordern und ebenfalls zu Schäden an der 
umliegenden Bebauung führen. 

Die dritte Stufe des Alternativkonzepts sieht die Ertüchtigung der 117 Kilometer langen, ein-
gleisigen und nicht elektrifizierten Bestandsstrecken Rosenheim – Mühldorf und Mühldorf – 
Landshut vor, die derzeit nur nachrangig für den Güterverkehr genutzt werden. Um sie leis-
tungsfähig zu machen, wären umfangreiche Ausbauprojekte notwendig. Dazu zählen eine 
Elektrifizierung, ETCS-Ausstattung und eine Optimierung der Streckenlage. nd Zusätzliche 
Infrastrukturmaßnahmen wie Überholbahnhöfe, und Abstellgleise oder eine weitgehende 
Zweigleisigkeit wären erforderlich. Diese Maßnahmen übersteigen die im Konzept vorgesehe-
nen Mittel deutlich. Trotz eines Ausbaus könnten die Strecken nur einen Teil des Güterver-
kehrs aufnehmen, während ein Großteil weiterhin über den Knoten München führen müsste. 
Dies würde zu mehr Betroffenheiten entlang der bestehenden Strecken auch im Norden von 
Rosenheim führen und umfangreiche Bautätigkeiten in dicht besiedelten Gebieten mit erheb-
lichen Belastungen durch Lärm, Staub und Flächenbedarf verursachen. 
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Das Alternativkonzept weist daher sowohl betrieblich, verkehrliche und Schwächen auf. Eine 
Umsetzung wäre mit erheblichen Genehmigungsrisiken verbunden und würde zu einer Verla-
gerung von Betroffenheiten führen. Der bestehende Zustand der Infrastruktur würde für Jahr-
zehnte zementiert und ein nachhaltiger Ausbau des Schienenverkehrs verhindert. Die Zulauf-
verkehre zum Brenner-Basistunnel würden auch künftig durch dicht besiedelte Gebiete ge-
führt. Gleichzeitig wären umfangreiche Bautätigkeiten auf der Bestandsinfrastruktur und in in-
nerstädtischer Bebauung notwendig. Dies würde zu einer massiven Belastung der Bevölke-
rung und zu erheblichen Betriebseinschränkungen führen. 
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4. Allgemeine regionale Forderungen  

4.1 Rückbau des alten Bahndamms zwischen Ostermünchen und Haslau 

Beschreibung der Forderung 

Die Forderung besteht darin, dass der alte Bahndamm bzw. die Bahnstrecke im Bereich Os-
termünchen bis Haslau zurückgebaut werden. Grundlage dafür soll ein städtebauliches Kon-
zept sein, welches im Auftrag der DB in Abstimmung mit der Gemeinde erstellt wird. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Der Rückbau des Bahndamms ist aus technischer Sicht machbar, aber nicht erforderlich. Die 
Vorhabenträgerin wird nur die oberirdischen technischen Anlagen zurückbauen. Ein Rückbau 
des Bahndamms ist derzeit nicht vorgesehen. Für den Neubau der Trasse benötigt die Vorha-
benträgerin Ausgleichsflächen. Es ist nicht ausgeschlossen, dass Flächen im Bereich der „al-
ten“ Bahnstrecke dafür geeignet sind. Es ist jedoch sinnvoll, einen möglichen Rückbaubedarf, 
wie von der Gemeinde vorgeschlagen, durch ein städtebauliches Konzept zu untersuchen. 
Daraus lassen sich dann weitere Festlegungen ableiten. Das Konzept muss die Belange der 
Umwelt berücksichtigen. Ein Konzept für die zukünftige Entwicklung der Gemeinde für den 
Bereich der „alten“ Bahnanlagen könnte zum einen Klarheit für die Bevölkerung vor Ort schaf-
fen und die Akzeptanz für das Vorhaben erhöhen, gleichzeitig können sich Synergieeffekte 
aus dem Wissen über die spätere Nutzung für das gegenständliche Projekt ergeben.       

Die Forderung der Gemeinde nach einem städtebaulichen Konzept ist für die Vorhabenträge-
rin nachvollziehbar. Von der Erstellung eines Konzeptes könnten beide Beteiligten profitieren, 
da dann Kenntnisse über die mögliche spätere Nutzung vorliegen. Auch der Umfang eines 
eventuellen notwendigen Rückbaus des alten Bahndamms würde daraus hervorgehen. 

4.2 Aufzüge neuer Bahnhof Ostermünchen 

Beschreibung der Forderung 

Die Forderung besteht darin, dass zusätzlich zu den barrierefreien Rampen Aufzüge herge-
stellt werden.   

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Aufzugslösung ist in vergleichbaren Projekten bzw. an bestehenden Bahnhöfen schon 
mehrfach ausgeführt. Rampen haben den Vorteil, dass eine Verfügbarkeit immer gegeben ist, 
aber den Nachteil, dass eine erhebliche Wegverlängerung damit verbunden ist. Dies ist im 
Besonderen bei Personen mit eingeschränkter Mobilität ein Problem. Die Aufzugslösung hat 
den Vorteil der kurzen Wege, aber den Nachteil der Verfügbarkeit im Störungsfall. Insofern ist 
die Forderung der Gemeinde für die Vorhabenträgerin nachvollziehbar. 

4.3 Begleitende Fußgänger- und Fahrradbrücke an der geplanten Eisenbahnbrücke zwi-
schen Leonhardspfunzen und Langenpfunzen 

Beschreibung der Forderung 

Die Forderung besteht darin, dass an die von der DB zu errichtende Brücke über den Inn 
nördlich von Rosenheim ein begleitender Fuß- und Radweg installiert wird. Damit könnte eine 
gute Verbindung des Radwegnetzes am Inn und die fußläufige Verbindung zwischen Rosen-
heim und Leonhardspfunzen/ Griesstätt hergestellt werden. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung ist technisch umsetzbar. 

Drucksache 21/7165 Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode– 88 – 
V

orabfassung – w
ird durch die lektorierte Fassung ersetzt.



 
 

Seite 37 

DB InfraGO AG, I.II-S-A-B, ABS/NBS 36 Brenner-Nordzulauf, Stand: 21.07.2025 
 

4.4 Rückbau der Bestandsstrecke (PA 4) 

Beschreibung der Forderung 

Die Bestandsstrecke wird im Bereich des PA 4 über mehrere Kilometer umverlegt und mit der 
Neubaustrecke gebündelt. Die Planung sieht vor die oberirdischen technischen Anlagen zu-
rückzubauen, den Bahndamm jedoch nicht abzutragen. Es wird die Forderung aufgestellt, den 
Bahndamm abzutragen und die Flächen der landwirtschaftlichen Nutzung zur Verfügung zu 
stellen. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Der Rückbau der Bestandsstrecke darf keine Eingriffe in den Eisenbahnverkehr verursachen 
und ist deshalb erst nach Inbetriebnahme der verlegten Bestandsstrecke realisierbar. Der 
Rückbau des Bahndamms ist aus technischer Sicht machbar, aber nicht erforderlich. Die Vor-
habenträgerin wird nur die oberirdischen technischen Anlagen zurückbauen. Ein Rückbau des 
Bahndamms ist derzeit nicht vorgesehen. Für den Neubau der Trasse benötigt die Vorhaben-
trägerin Ausgleichsflächen. Es ist nicht ausgeschlossen, dass Flächen im Bereich der „alten“ 
Bahnstrecke dafür geeignet sind.  

Der Bahndamm könnte bis auf Geländeoberkante zurückgebaut werden. Anschließend wäre 
durch das Auftragen von Oberboden eine landwirtschaftliche Nutzung möglich. Die abgetra-
genen Massen müssen entsorgt werden, der Oberboden steht im Projektraum zur Verfügung 
und muss nicht zugekauft werden. 

Die Dauer der Arbeiten zum Rückbau des Bestandsdammes wird auf rund ein Jahr geschätzt. 

Der Rückbau der Bestandsstrecke stellt einen Eingriff in die Natur des Inntals dar. Für die 
Untersuchung der Eingriffe konnte in Teilen auf bereits erfolgte Kartierungen zurückgegriffen 
werden. Im Bereich des Bestandsdamms wurde die artenschutzrechtlich geschützte 
Schlingnatter kartiert (geschützt nach Anhang IV FFH-Richtlinie), sodass hier Ausnahmege-
nehmigungen erforderlich sind. Dies stellt ein Genehmigungsrisiko dar; es werden Alterna-
tivenprüfungen erforderlich. Möglicherweise kann es dazu führen, dass Teile des Bestands-
damms nicht rückgebaut werden können, mindestens werden jedoch Biotope als Ausgleich 
erforderlich. Jedenfalls nicht zielführend erscheint der Rückbau jener Bereiche, bei denen 
durch Ausgleichsmaßnahmen wiederum andere Flächen in der Umgebung belastet würden. 

Die Kosten der Maßnahme setzen sich aus den Aufwendungen abzüglich der erwirtschafteten 
Summe durch die Veräußerung der dadurch entstandenen landwirtschaftlichen Nutzflächen, 
zusammen. 

4.5 Verlegen oder Entschädigung des Campingplatzes (PA 4) 

Beschreibung der Forderung 

Der Camping Erholungsverein Bayern e.V., Betreiber des Campingplatzes im Bereich Kirn-
stein, fordert die Verlegung des Campingplatzes inklusive des Erwerbes eines neuen Grund-
stücks oder eine Entschädigung in Höhe von 10 Millionen Euro, da ein Campingbetrieb nach 
dem Bau der Neubaustrecke nicht mehr möglich sei. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Der Campingplatz im Bereich Kirnstein wurde in den Planungen der DB soweit möglich be-
rücksichtigt. Beispielsweise wurde im nordöstlichen Bereich des Campingplatzes eine Stütz-
wand vorgesehen, um den direkten Eingriff in die Flächen zu minimieren. Auch ist im Bereich 
des Campingplatzes eine Schallschutzwand vorgesehen. Die Neubaustrecke liegt in diesem 
Bereich noch in Tunnellage. Auf Höhe des Campingplatzes liegen nur die Gleise der verlegten 
Bestandsstrecke an der Oberfläche und stellen künftig anstatt der Autobahn A93 die nächst-
gelegene Bebauung dar. Im Zuge der Errichtung des Tunnels der Neubaustrecke sowie der 
Anlagen der verlegten Bestandsstrecke sind baulich bedingte Emissionen zu erwarten. 
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Entsprechend der gesetzlichen Vorgaben ist die DB angehalten diese zu minimieren und 
Grenzwerte einzuhalten. 

Auswirkungen auf Dritte und Entschädigungen werden im Rahmen der Genehmigungsplanung 
ermittelt. Etwaige Entschädigungsansprüche, auf Basis der ermittelten Ansprüche, werden im 
Projektverlauf beglichen. 

Eine Entschädigungszahlung auf Basis der parlamentarischen Befassung scheint aus Sicht 
der DB möglich. Eine Schätzung der Umzugskosten ist nicht möglich, da diese beispielsweise 
abhängig von der Lage des neuen Campingplatzes, erforderlicher Aufschlussarbeiten des 
Grundstücks und den entsprechenden Grundstückspreisen sind. 

Es ist davon auszugehen, dass die geforderte Entschädigungssumme von pauschal 10 Millio-
nen Euro das Maximum hinsichtlich der anfallenden Kosten darstellt. 
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4.6 Verbesserung des ÖPNV Aßling / Aufrechterhaltung bzw. keine Einschränkungen 
für den Nahverkehr in Aßling (PA 1) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird ein ganzheitliches Konzept zur Verbesserung des öffentlichen Personennah-
verkehrs. Zusätzlich besteht die Forderung, dass der Bahnhof Aßling während der gesamten 
Bau- und Betriebszeit des Brenner-Nordzulaufs uneingeschränkt bleibt. Darüber hinaus soll 
jegliche Erweiterung des öffentlichen Nahverkehrs durch den Brenner-Nordzulauf in keiner 
Weise behindert oder verhindert werden. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil die Forderung nicht in der Zuständigkeit 
des Projektes BNZ liegt. 

Im Grundsatz werden während der Bauphase Verfahren angewendet, um den Betrieb auf den 
Strecken so weit wie möglich aufrechtzuerhalten. Es wird jedoch notwendig sein, einzelne 
Sperrungen der Strecken 5510 und 5555 durchzuführen, um die Integration der NBS 5608 zu 
ermöglichen. In diesen Fällen wird in der Regel Schienenersatzverkehr für den Nahverkehr 
durch das jeweilige EVU organisiert. Das Bauvorhaben BNZ steht einem weiteren Ausbau des 
ÖPNV nicht im Wege. Im Gegenteil, die Verlagerung von Güterzügen auf die Neubaustrecke 
schafft Kapazitäten auf der Bestandsstrecke. Die Bestellung des ÖPNV liegt jedoch weiterhin 
in der Verantwortung des Freistaats bzw. der BEG und ist daher nicht als Forderung an das 
Projekt zu berücksichtigen. 

4.7 Barrierefreier Ausbau des Bahnhofs Aßling (PA 1) 

Beschreibung der Forderung 

Die Region verlangt den barrierefreien Ausbau des Bahnhofs Aßling im Rahmen der Gene-
ralsanierung Ende der 2020er Jahre. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil die Forderung nicht in der Zuständigkeit 
des Projektes BNZ liegt.   

Liegt nicht in Zuständigkeit des Projektes Brenner-Nordzulauf. Die Hauptforderung wird vo-
raussichtlich durch den Hochleistungskorridor bzw. die Generalsanierung Ende der 2020er 
Jahre realisiert.  

4.8 Frühere Fertigstellung (PA 1) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird, dass die Fertigstellung des Planungsabschnitts Grafing – Ostermünchen vor-
gezogen wird. Aufgrund der aktuell für 2040 geplanten Fertigstellung der neuen Trasse und 
der voraussichtlich deutlich ansteigenden Zugzahlen nach der Fertigstellung des Brennerba-
sistunnels, sind Kapazitätsengpässe zu erwarten. Es besteht die Befürchtung, dass diese zu 
erheblichen negativen Auswirkungen auf den Nahverkehr führen werden, der für die Region 
von großer Bedeutung ist. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 
Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da die Vorhabenträgerin unter dem aktuellen 
Terminplan und der derzeitigen Gesetzeslage zur Erlangung des Baurechts keine Möglichkeit 
für eine frühzeitige Inbetriebnahme des Abschnitts sieht 
Der aktuelle Terminplan des BNZ sieht für den Abschnitt Grafing – Ostermünchen eine Teilin-
betriebnahme im Jahr 204x vor. Eine Beschleunigung ist abhängig vom Prozess bis zur Erlan-
gung des Baurechts und Finanzierung. Die Vorhabenträgerin erachtet den Terminplan als re-
alistisch und sieht keine Möglichkeit einer vorzeitigen IBN unter den gegebenen Rahmenbe-
dingungen.  
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4.9 Übernahme Kosten Feuerwehrausrüstung und Umbauten von Straßen und We-
gen (PA 1) 

Beschreibung der Forderung 

Die Forderung besteht in der vollständigen Deckung aller Kosten, die im Zusammenhang mit 
der neuen Trasse anfallen. Dies beinhaltet die notwendige Ausrüstung der Feuerwehr sowie 
Umbaumaßnahmen an Straßen und Wegen. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da diese in späteren Leistungsphasen bzw. mit 
Planfeststellung geprüft wird. 

Grundsätzlich sind Anpassungen an Wegen und Straßen im Rahmen des EBKrG geregelt. 
Der hinzukommende Verkehrsweg ist zur Übernahme der Kosten verpflichtet, es sei denn, es 
besteht ein Verlangen der anderen Kreuzungspartei, das zu einer Aufwertung des Verkehrs-
weges führt (z.B. größere Lichtraumweite und -höhe an Kreuzungen). In diesem Fall ist der 
Kreuzungspartner verpflichtet, den Anteil für die Aufwertung der sogenannten nicht kreuzungs-
bedingten Kosten zu übernehmen. Derzeit liegt kein solches Verlangen seitens der Gemeinde 
Aßling vor, daher ist die Kostenübernahme aktuell im Projekt BNZ zu sehen.  

Hinsichtlich Feuerwehrausstattung ist die Vorhabenträgerin zur Übernahme der Kosten des 
tunnelspezifischen Geräts verpflichtet. Alle darüber hinausgehenden Forderungen wie z.B. 
nach Fahrzeugen sind im Regelfall nicht finanzierungsfähig und wären im Einzelfall zu prüfen.  

4.10  Anforderung Bauphase Schutz vor Belastung der Anwohner und Gemeinden PA 1 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird im PA 1, die Belastungen für Anwohner und Gemeinden durch Staub, Baulärm 
und den Abtransport von Material auf ein Minimum zu reduzieren und bestmöglichen Schutz 
zu gewährleisten. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da sie bereits im Rahmen des Projekts BNZ 
umgesetzt wird bzw. in späteren Planungsphasen abgewogen wird. 

Bei der Planung von Logistik und Bauphasen wird grundsätzlich darauf geachtet, Beeinträch-
tigungen für Anwohner und Gemeinden so gering wie möglich zu halten. Dies wird beispiels-
weise durch Logistikzufahrten entlang der Streckenachse versucht. Es ist jedoch unbestritten, 
dass das Projekt einen erheblichen Massen- und Abtransport erfordert, der nicht ohne Emis-
sionen stattfinden kann. Aufgrund fehlender überregionaler Verkehrswege und sinnvoller Ver-
lademöglichkeiten auf die Schiene, wird Baustellenverkehr durch einzelne Ortschaften unver-
meidlich sein. Selbstverständlich werden alle Straßen und Gebäude im Baubereich beweissi-
cher dokumentiert und entstehende Schäden reguliert bzw. wiederhergestellt. 
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4.11 Schwimmteich als Ausgleichsmaßnahme (PA 1) 

Beschreibung der Forderung 

Als Kompensationsmaßnahme wird die Errichtung eines Naturschwimmteichs im Gemeinde-
gebiet Aßling gefordert.  

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da ein Schwimmteich keine geeignete Kompen-
sationsmaßnahme darstellt. 

Gemäß den gesetzlichen Bestimmungen (§15 BNatSchG) gilt eine Beeinträchtigung als aus-
geglichen (Ausgleichsmaßnahme), wenn die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts 
auf ähnliche Weise wiederhergestellt sind. Die Schaffung eines Schwimmteichs würde diesen 
Kriterien jedoch nicht gerecht. Durch den Schwimm- und Badebetrieb sind starke Beeinträch-
tigungen von natur- und artenschutzrechtlichen Themen zu erwarten (z.B. Störung Vogelwelt), 
die eine Anerkennung als Ausgleichsfläche in Frage stellen (Genehmigungsrisiko). Ein 
Schwimmteich stellt somit grundsätzlich keine geeignete Möglichkeit der Kompensation dar. 

4.12  Abstimmung mit Generalsanierung / Kombination von Maßnahmen im Korridor  

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird, dass die Baumaßnahmen der Generalsanierung und des BNZ synchronisiert 
und ggf. gleichzeitig ausgeführt werden. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da die beiden Maßnahmen in unterschiedlichen 
Realisierungszeiträumen und Aufgabenstellungen durchgeführt werden, wodurch eine Kombi-
nation der Maßnahmen ausgeschlossen ist. 

Die Generalsanierung ist nach jetzigem Stand Ende der 2020er Jahre geplant. Der Baubeginn 
des BNZ ist frühestens Anfang der 2030er Jahre, eine entsprechende Kombination von Maß-
nahmen ist daher nicht möglich.   

Eine Umsetzung ist zudem nicht darstellbar, da die Natur der Maßnahmen grundlegend ver-
schieden ist. Die Generalsanierung zielt darauf ab, den Zustand des bestehenden Netzes zu 
erhalten und dringend notwendige Sanierungen von Brückenbauwerken, Oberbau und Signal-
technik zu vereinen. Im Gegensatz dazu stellt der BNZ ein Neubauprojekt eines Verkehrswe-
ges dar, das nur geringfügige Eingriffe in den Bestand an den Verknüpfungspunkten hat. Die 
Maßnahmen am Bestand werden so weit wie möglich aufeinander abgestimmt. Einzelne Ver-
änderungen am Bestand nach der Sanierung sind jedoch aufgrund der Komplexität der Maß-
nahmen weiterhin erforderlich. 
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4.13  Gesamtkonzept Region östlich von München inkl. Berücksichtigung Ostkorridor 
über die Strecke Mühldorf 

Beschreibung der Forderung 

Um den zukünftigen Ausbau des Nahverkehrs und die Verkehrsverlagerung auf die Schiene 
durch ein leistungsgerechtes Schienenverkehrssystem sicherzustellen, wird ein schlüssiges 
Gesamtkonzept für die Region östlich von München gefordert. Auch der Ostkorridor über die 
Strecke Mühldorf müsse berücksichtigt werden, um entsprechende Entlastung für die Verkehr-
sachse München/Rosenheim zu schaffen. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil die Forderung nicht in der Zuständigkeit 
des Projektes BNZ liegt.    

Ein Gesamtkonzept für die Region östlich von München liegt nicht im Zuständigkeitsbereich 
des Projektes Brenner-Nordzulauf. Entsprechende verkehrliche Ziele sind Teil des Bundes-
verkehrswegeplanung. 

4.14  Hochwasserangepasste Entwässerung – Grafing (PA 1) 

Beschreibung der Forderung 

Forderung nach der Beibehaltung des offenen "Bahngrabens" im Bereich von Grafing als zent-
ralen Vorfluter, um eine an Hochwasser angepasste Entwässerung und den gesicherten Hoch-
wasserabfluss westlich der Bahnlinie zu gewährleisten. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie Bestandteil der Vorzugsvariante ist. 

In späteren Leistungsphasen wird die Hochwasserbetrachtung in den Entwässerungsberech-
nungen und Dimensionierungen berücksichtig. Eine Intensivierung des Hochwasserabflusses 
am Urtelbach durch Regenwasserabflüsse aus den Bahnflächen erfordert die Einrichtung von 
Rückhaltemaßnahmen im Maßstab HQ100. 

4.15  Erhalt der barrierefreien P+R-Anlage Grafing West (PA 1) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird die Aufrechterhaltung des Zugangs zur westlichen P+R-Anlage Grafing Bahn-
hof. Des Weiteren die Errichtung eines Aufzuges, um einen zweiten barrierefreien Zugang im 
Hinblick auf die geplante Berufsschule zu ermöglichen. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da die geforderten Inhalte bereits Bestandteil 
der Planung der DB sind. 

Die P+R-Anlage bleibt grundsätzlich erhalten. Eine Parkreihe muss ggf. angepasst werden. 
Der barrierefreie Zugang aus Richtung des Empfangsgebäudes bleibt unverändert bestehen. 
Des Weiteren untersucht das Projekt, ob ein zweiter barrierefreier Zugang zur P+R-Anlage 
und neuer Berufsschule möglich ist. In der Vorplanung ist bereits ein Aufzugsschacht mitbe-
rücksichtigt. Die Finanzierung der Betriebskosten sind noch abzustimmen. Insofern das Land-
ratsant Ebersberg bzw. die Stadt Grafing ein Verlangen hat, sind hier auch die Betriebskosten 
für einen weiteren barrierefreien Ausbau zur Westseite zu tragen. Die Baukosten sind im Pro-
jekt  bereits berücksichtigt. 
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4.16  Eine Einhausung bzw. Untertunnelung im Bereich Stetten – Sportanlage – Brett-
schleipfen (PA 2) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird eine Einhausung bzw. Untertunnelung im Bereich Stetten-Sportanlage-Brett-
schleipfen, um die direkt anliegenden Bürger zu schützen, die Sportanlage zu erhalten und 
den Verbrauch der landwirtschaftlichen Flächen zu reduzieren. In den Bereichen mit deutli-
chen Geländeeinschnitten würde sich durch eine Trogbauweise ebenfalls die Inanspruch-
nahme der landwirtschaftlichen Flächen reduzieren. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde monetär nicht bewertet, da keine technische Machbarkeit gegeben ist. 

Die Einschnittstiefen sind zu gering, und es befinden sich in diesem Streckenabschnitt vier 
bzw. sechs Gleise (Überholgleise) mit zahlreichen Weichenverbindungen sowie die Verkehrs-
station.   

4.17  Im Rahmen der Vorplanung erreichte Verbesserungen beibehalten (PA 3) 

Beschreibung der Forderung 

Die Gemeinde Riedering fordert die Beibehaltung von Verbesserungen im Zuge der Vorpla-
nung gegenüber der Lösung des Trassenauswahlverfahrens, sollte an der Umsetzung der 
Trassenvariante „Cyan optimiert“ festgehalten werden: 

a. Verschiebung der oberirdisch geplanten Überholgleise und des Überholbahnhofs 
in den Bereich südlich der Gemeindeverbindungsstraße von Gögging nach Holzen 
b. Unterquerung der Sims 
c. Verlängerung des Innleitentunnels mindestens bis auf Höhe des Ortsteils Holzen 
d. Vermeidung eines Einschnittes beim Ortsteil Untermoosen 
e. Maximierung des Anteils an Vortrieb mit Tunnelbohrmaschinen 
f. Bündelung von Infrastruktureinrichtungen (Kreisstraße RO 5 und Neubautrasse) 
g. Minimierung der Länge des Überholbahnhofs 
h. Überführung der Aichach über die Neubautrasse 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil die geforderten Verbesserungen bereits 
Bestandteil der Vorzugsvariante sind. 

4.18  Beseitigung des Bahnübergangs Filzenweg und Ersatz durch eine Eisenbahnbrü-
cke in Großkarolinenfeld (PA 2) 

Beschreibung der Forderung 

Beseitigung des Bahnübergangs (BÜ) Filzenweg und Ersatz durch eine Eisenbahnbrücke in 
Großkarolinenfeld. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil die Forderung nicht in der Zuständigkeit 
des Projektes BNZ liegt. 

Der Streckenabschnitt der Bestandsstrecke mit dem BÜ Filzenweg ist vom Projekt nicht be-
troffen. Der angesprochene Bahnübergang liegt auf der Bestandsstrecke und ist somit nicht 
Teil des Projektes BNZ.  
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4.19  Verlagerung und Optimierung der Baustelleneinrichtungsflächen (PA 3) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird die Optimierung und Verlagerung der Baustelleneinrichtungen im Bereich Rie-
dering. Konkret geht es um die erforderlichen Baustelleneinrichtungsflächen im Bereich der 
Anfahrwand des maschinellen Tunnelvortriebs des Innleitentunnels. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie Prüfgegenstand späterer Planungspha-
sen ist. 

Nach aktuellem Planungsstand sind die Baustelleneinrichtungsflächen im Bereich der Ge-
meinde Riedering in der eingeplanten Form erforderlich. Dazu zählen auch die Baustellenein-
richtungsflächen, die für den maschinellen Tunnelvortrieb des Innleitentunnels erforderlich 
werden. Diese Flächen lassen sich auch nicht, wie gefordert, mit den anderen Baustellenflä-
chen kombinieren, da sie im vorliegenden Fall an den maschinellen Tunnelvortrieb über des-
sen Startbaugrube gebunden sind. In den nachfolgenden Leistungsphasen werden die Bau-
ablaufplanung konkretisiert sowie Optimierungen hinsichtlich der bauzeitlich benötigten Flä-
chen geprüft. 

4.20  Schutz der Trinkwasserversorgung Samerberg (PA 3) 

Beschreibung der Forderung 

Die Gemeinde Samerberg fordert den Schutz der Trinkwasserversorgung im Gemeindegebiet 
Samerberg mit Betonung auf die Quellen Steinkirchen. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet. Im Rahmen der Vorplanung war keine Beein-
trächtigung der genannten Schutzgebiete und Quellen erkennbar. 

Die Trinkwasserversorgung der Gemeinde Samerberg wird durch den Brenner-Nordzulauf 
nach aktuellem Kenntnisstand nicht beeinträchtigt. Zwischen dem Tunnel der Neubaustrecke 
und insbesondere den Quellen Steinkirchen liegen mehrere hundert Meter Überlagerung und 
mehrere Grundwasserstockwerke. Im Zuge der Genehmigungsplanung werden mögliche Be-
einträchtigungen der genannten Schutzgebiete und Quellen erneut geprüft. 

4.21  Trinkwasserschutz Stephanskirchen (PA 3) 

Beschreibung der Forderung 

Die Gemeinde Stephanskirchen fordert eine Überprüfung und Minimierung / Vermeidung der 
Auswirkungen auf die Trinkwasserversorgung, bezogen auf das Trinkwasserschutzgebiet 
Ödenwald. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da das geplante und zur Genehmigung einge-
reichte Trinkwasserschutzgebiet in den bisherigen Planungen berücksichtigt ist und keine ne-
gativen Wirkungen durch die Planungen der DB erkennbar sind. 

Die Vorzugsvariante liegt in Tunnellage außerhalb der geplanten Schutzzonen des Trinkwas-
serschutzgebiets Ödenwald. In Bezug auf die geplante Trinkwassergewinnungsanlage liegt 
der Tunnel nicht im Bereich des Grundwasserzustroms, sondern auf der dem Zustrom abge-
wandten Seite. Im Zuge der Genehmigungsplanung werden mögliche Beinträchtigungen er-
neut geprüft..  
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4.22  Hydrogeologische Auswirkungen Innleiten (PA 3) 

Beschreibung der Forderung 

Es wird eine Untersuchung von hydrogeologischen Auswirkungen im Bereich Innleiten gefor-
dert. Soweit sich nach den vorgenannten Untersuchungen Beeinträchtigungen nicht ausschlie-
ßen lassen, wird gefordert, die Gemeinde Stephanskirchen angemessen zu entschädigen. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie Prüfgegenstand späterer Planungspha-
sen ist. 

Im Rahmen der Vorplanung wurde der Sachverhalt auf Basis der vorhandenen Datenlage be-
rücksichtigt. Erhebungen vor Ort zur frühzeitigen Verdichtung der Datenlage, wie beispiels-
weise Erkundungsbohrungen im Bereich Innleiten, wurden im Rahmen der Vorplanung seitens 
der Gemeinde beeinsprucht. Weitere Voruntersuchungen sind in der nächsten Leistungsphase 
geplant. Im Zuge der Genehmigungsplanung werden mögliche Beeinträchtigungen erneut ge-
prüft. Auswirkungen auf Dritte und Entschädigungen werden im Rahmen der Genehmigungs-
planung ermittelt. Etwaige Entschädigungsansprüche, auf Basis der ermittelten Ansprüche, 
werden im Projektverlauf beglichen. 

4.23  Auswirkungen auf Landschaftsschutzgebiet, Denkmalschutz Innleiten (PA 3) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird ein Ausschluss von Auswirkungen auf Orts- und Landschaftsbild sowie den 
Einfluss auf das Schloss Innleiten und den Ausschluss von Auswirkungen durch Rutschmas-
sen. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie Prüfgegenstand späterer Planungspha-
sen ist. 

Im Zuge der Genehmigungsplanung werden mögliche Beeinträchtigungen erneut geprüft. So-
fern erforderlich werden Vermeidungs- und/oder Verminderungsmaßnahmen im Projekt ge-
plant und umgesetzt.. 

4.24  Baustelleneinrichtung (PA 3) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird eine grundstücks- und flurstückscharfe Ermittlung der Flächen für Rettungszu-
fahrtswegeflächen und Baustelleneinrichtungsflächen. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie Prüfgegenstand späterer Planungspha-
sen ist. 

Betroffene Flurstücke werden in der Genehmigungsplanung ermittelt. Dieser Forderung wird 
daher in nachfolgenden Leistungsphasen als Standardplanungsleistung nachgekommen.  
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4.25  Verkehrsführung Stephanskirchen (PA 3) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird, dass der Verkehr auf Gemeindestraßen und sonstigen öffentlichen Straßen im 
Bereich Stephanskirchen nicht unangemessen beeinträchtigt werden darf. Rettungszufahrts-
wege liegen in der Baulast des Vorhabenträgers. Die Gemeinde Stephanskirchen ist von bau-
lichen Folgelasten freizustellen und von betrieblichen Folgelasten bei gemeindlichen Straßen 
nach Maßgabe der ABBV zu entschädigen. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie Prüfgegenstand späterer Planungspha-
sen ist. 

Die Konzepte zur Verkehrsführung als Teil der Bauablaufplanung sind Teil der Entwurfs- und 
Genehmigungsplanung. Auswirkungen auf Dritte und Entschädigungen werden im Rahmen 
der Genehmigungsplanung ermittelt. Etwaige Entschädigungsansprüche, auf Basis der ermit-
telten Ansprüche, werden im Projektverlauf beglichen 
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4.26  Standort Verladebahnhof Stephanskirchen (PA 3) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird eine Alternativenprüfung für den Verladebahnhof Stephanskirchen, insbeson-
dere im Hinblick auf das Landschaftsschutzgebiet „Simssee“ und das Naturschutzgebiet „Sü-
dufer des Simssees“. 
 
Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da die geforderten Inhalte bereits Bestandteil 
der Planung der DB sind. 

Aufgrund der wesentlichen Randbedingungen der Lage des Verladebahnhofs an einer leis-
tungsfähigen Bahnstrecke, Topografie und Bebauung, liegen aus Sicht der DB keine weiteren 
sich aufdrängenden und genehmigungsfähigen Standorte vor. 

4.27  Kein Eingriff in die Wohnbebauung und private Grundstücke (befriedetes Eigen-
tum) in der Gemeinde Flintsbach (PA 4) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird, dass im Gemeindegebiet kein Eingriff in die Wohnbebauung oder private 
Grundstücke im Sinne befriedeten Eigentums erfolgt. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet. 

Im Bereich der Gemeinde Flintsbach ist kein Eingriff in die Wohnbebauung oder private Grund-
stücke im Sinne befriedeten Eigentums geplant. Die Forderung kann deshalb nicht bewertet 
werden. 

4.28  Mehrere Bypässe zum Abtransport des Aushubmaterials am Südvortrieb Sattel-
bergtunnel (PA 4) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird das Ausbilden von Seitenstollen (Bypässen) zum Abtransport von Material im 
Südvortrieb des Sattelbergtunnels. Die Seitenstollen sollen auf der östlichen Seite des Inns 
ausgebildet werden. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil keine sich aufdrängenden und genehmi-
gungsfähige Alternativen für einen Zwischenangriff in Form von Bypässen vorliegen.  

Das Portal Einöden des Sattelbergtunnels liegt in unmittelbarer Nähe der Autobahn A 93, zu-
dem im Bereich der Bestandsstrecke, weswegen in diesem Umfeld bauzeitlich ein Verlade-
bahnhof geplant ist. Durch Auffahrten auf die Autobahn und das Nutzen des Verladebahnhofs 
ist die Baustelle logistisch sehr gut an hochrangige Verkehrsinfrastrukturen angebunden und 
führt zu geringen Beeinträchtigungen für die Region.  

Die Ausbildung der Bypässe auf der östlichen Seite des Inns hätte zur Folge, dass dort 
Baustelleneinrichtungsflächen und weitere Zwischenlagerflächen errichtet werden müssten. 
Von dort müsste das Material über die bestehende Infrastruktur zu den vorhandenen hochran-
gigen Infrastruktureinrichtungen westlich des Inns transportiert werden. Es ist deshalb aus lo-
gistischer, wirtschaftlicher und ökologischer Sicht nicht zielführend und daher aus Sicht der 
DB nicht genehmigungsfähig, wider den bisherigen Planungen Bypässe östlich des Inns aus-
zubilden.   
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4.29  Möglichst geringer Flächenverbrauch für Aushubmaterial (PA 4) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird ein möglichst geringer Flächenverbrauch, insbesondere für die Lagerung von 
Aushubmaterial. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da die geforderten Inhalte bereits Bestandteil 
der Planung der DB sind. Weitere Optimierungen sind Prüfgegenstand späterer Planungspha-
sen. 

Es liegt im Interesse der DB, den Flächenverbrauch zu minimieren, deshalb wird auch bereits 
in den Planungen Wert daraufgelegt, die Flächeninanspruchnahme möglichst gering zu halten. 

4.30  Keine Ausgleichsflächen im Inntal (PA 4) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird, dass die Landwirtschaft geschützt wird. Darunter fallen die Forderung nach 
geringer Flächenzerschneidung und die Forderung, keine Ausgleichsflächen im Inntal zu nut-
zen. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da die geforderten Inhalte bereits Bestandteil 
der Planung der DB sind. 

Aufgrund der grundsätzlich eingeschränkten Flächenverfügbarkeit im Inntal ist die DB be-
strebt, nur jene Flächen im Inntal für Ausgleichsfunktionen zu nutzen, welche aus sachlichen 
Gründen nicht an anderen Orten liegen können oder beispielsweise über Ökopunkte ausge-
glichen werden können. Unterlagen zu betroffenen Flurstücken werden in der Genehmigungs-
planung erstellt. 

4.31  Baustellenverkehr nur über Schiene und Autobahn, aber nicht durch Ortschaf-
ten (PA 4) 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird, dass für den Baustellenverkehr nur die Bestandsstrecke und die Autobahn 
genutzt werden. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie Prüfgegenstand späterer Planungspha-
sen ist. 

In der Vorplanung wurden bereits bauzeitliche Auffahrten auf die A 93 und ein Verladebahnhof 
an die Bestandsstrecke im Bereich Kirnstein geplant. Diese ermöglichen, einen größtmögli-
chen Teil des Verkehrs über das übergeordnete Verkehrsnetz zu transportieren.  
Die Konzepte zur Verkehrsführung als Teil der Bauablaufplanung sind Teil der Entwurfs- und 
Genehmigungsplanung. 
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4.32  Nachweis des Volkswirtschaftlichen Nutzens   

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird der Nachweis über den Bedarf des Brenner-Nordzulaufs. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie nicht in den Zuständigkeitsbereich der 
DB fällt. 

Der Bedarfsnachweis ist eine Aufgabe des Bundes im Zuge der Verkehrswegeplanung. Ein 
Nutzen-Kosten-Verhältnis größer 1 liegt vor. 

4.33  Schutz des Tourismus  

Beschreibung der Forderung 

Die Gemeinde Neubeuern fordert den Schutz des Tourismus im Inntal. 
 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie Prüfgegenstand späterer Planungspha-
sen ist. 

Auswirkungen auf Dritte werden im Planrechtsverfahren behandelt. 

4.34  Schutz der Landwirtschaft 

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird, dass landwirtschaftliche Flächen nicht willkürlich durchschnitten werden, son-
dern deren Bewirtschaftung maximal aufrechterhalten wird. Ferner darf der ökologische Aus-
gleich für den Eingriff der Maßnahme nicht im Inntal und der Region erfolgen. Hier müssen 
Regelungen getroffen werden, die den ökologischen Ausgleich an anderer Stelle verpflichtend 
macht, damit der Eingriff die Region nicht „doppelt“ erfolgt und die Landwirte nicht noch mehr 
beschränkt werden.  

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie Prüfgegenstand späterer Planungspha-
sen ist. 

Flächenverbrauch und Zerschneidungswirkungen sind Teil des Kriterienkatalogs und als Be-
wertungskriterien in die Ermittlung der Vorzugsvariante eingeflossen. Aufgrund der grundsätz-
lich eingeschränkten Flächenverfügbarkeit im Inntal ist die DB bestrebt, nur jene Flächen im 
Inntal für Ausgleichsfunktionen zu nutzen, welche aus sachlichen Gründen nicht an anderen 
Orten liegen können oder beispielsweise über Ökopunkte ausgeglichen werden können. Un-
terlagen zu betroffenen Flurstücken werden in der Genehmigungsplanung erstellt.  
Auswirkungen auf Dritte werden im Planrechtsverfahren behandelt. 
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4.35  Schnelle Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene  

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird eine Verlagerung des Güterverkehrs von der Straße auf die Schiene, bis der 
Brenner-Basistunnel fertiggestellt ist. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie nicht in den Zuständigkeitsbereich der 
DB fällt. 

Die DB bestellt den Verkehr nicht und kann eine Verlagerung auf die Schiene nicht anordnen. 
Die DB erhöht die verfügbaren Kapazitäten schrittweise, zunächst durch die Digitalisierung der 
Bestandsstrecke und anschließend durch den Neubau. Mit dem geplanten Ausbau des Bren-
ner-Nordzulaufs werden auf der Brennerachse entsprechende Kapazitäten für den Güter- und 
dem Personenverkehr bereitgestellt. 

4.36  Einführung eines Halbstundentakts auf den Strecken München – Kufstein und 
München – Salzburg im Schienenpersonennahverkehr und Ausbau des -fernver-
kehrs   

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird die Einführung des Halbstundentakts im Nahverkehr auf den Strecken München 
– Kufstein und München – Salzburg sowie einen Ausbau des Schienenpersonenfernverkehrs. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie nicht in den Zuständigkeitsbereich der 
DB fällt. 

Für die Bestellung des SPNV ist die bayerische Eisenbahngesellschaft BEG zuständig; der 
Schienenpersonenfernverkehr wird von Fernverkehrsanbietern bereitgestellt. 

4.37  Barrierefreier Ausbau aller Bahnhöfe und Haltestellen im Landkreis Rosenheim  

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird der barrierefreie Ausbau aller Bahnhöfe und Haltestellen im Landkreis Rosen-
heim. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie nicht im Zusammenhang mit dem Pro-
jekt steht. 

4.38  Lösung für die Probleme der Blockabfertigung im Inntal   

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird eine Lösung für die Blockabfertigung im Inntal. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie nicht in den Zuständigkeitsbereich der 
DB fällt. 

Mit dem geplanten Ausbau des Brenner-Nordzulaufs werden auf der Brennerachse entspre-
chende Kapazitäten für den Güter- und dem Personenverkehr bereitgestellt. 
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4.39  Veröffentlichung aktueller Detailinformationen  

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird, Informationen zu den Projektkosten und Ergebnisse der Baugrunduntersu-
chungen zu veröffentlichen. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da die geforderten Inhalte bereits Bestandteil 
der Planung der DB sind bzw. in späteren Planungsphase veröffentlicht wird. 

Das Projekt informiert fortlaufend im Zuge des Planungsbegleitenden Dialogs. 

4.40  Forderung nach einer klaren Absage eines zukünftigen Abzweigs nach Salzburg   

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird eine Absage an die Errichtung eines Abzweigs in Richtung Salzburg. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie nicht in den Zuständigkeitsbereich der 
DB fällt. 

Die Zuständigkeit zu dieser Entscheidung liegt beim Bund und wird im Rahmen der Erstellung 
des Bundesverkehrswegeplans festgelegt. Eine direkte Anbindung der Neubaustrecke an die 
Bestandsstrecke in Richtung Salzburg ist aktuell nicht im BSWAG verankert. 

4.41 Ausbau der Bestandsstrecke zwischen München und Grenze D/A anstelle einer 
Neubaustrecke  

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird der Ausbau der Bestandsstrecke anstelle eines Neubaus. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, da ihre Umsetzung die Erreichung der betriebli-
chen und verkehrlichen Ziele seitens des Bundes verhindern würde.  

Die Forderung ist nicht Planungsgegenstand gemäß Bundesverkehrswegeplan 2030. Der 
Ausbau der Bestandsstrecke wurde im Auftrag des BMDV untersucht mit dem Ergebnis, dass 
ein Ausbau die verkehrlichen Ziele des Projektes nicht erfüllt. 

4.42  Berechnung der CO2-Bilanz  

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird ein Vergleich der CO2-Bilanz der Neubaustrecke mit der CO2-Bilanz des Aus-
baus der Bestandsstrecke. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie Prüfgegenstand späterer Planungspha-
sen ist. 

Auswirkungen auf Dritte werden im Planrechtsverfahren behandelt. 
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4.43  Ausbau der Strecken München – Mühldorf – Freilassing und Regensburg – Mühl-
dorf – Rosenheim  

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird der Ausbau der Strecken München – Mühldorf – Freilassing und Regensburg – 
Mühldorf – Rosenheim. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie nicht im Zusammenhang mit dem Pro-
jekt BNZ steht. 

Beide Projekte sind als separate Projekte Teil des Bundesverkehrswegeplans 2030 und befin-
den sich nicht im Projektumgriff des Brenner-Nordzulaufs. 

4.44  Alternativenvergleich zwischen Neubaustrecke und Ausbau Bestandsstrecke un-
ter Berücksichtigung der Strecken München – Mühldorf – Freilassing und Re-
gensburg – Mühldorf – Rosenheim   

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird eine Alternativenprüfung zwischen dem Bau der Neubaustrecke und dem Aus-
bau der Bestandsstrecke unter Berücksichtigung der Strecken München – Mühldorf – Freilas-
sing und Regensburg – Mühldorf – Rosenheim. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie nicht im Zusammenhang mit dem Pro-
jekt BNZ steht. 

Die genannten Ausbaustrecken München – Mühldorf – Freilassing und Regensburg – Mühldorf 
– Rosenheim sind als separate Projekte Teil des Bundesverkehrswegeplans 2030 und befin-
den sich nicht im Projektumgriff des Brenner-Nordzulaufs.  

4.45  Inanspruchnahme staatlicher Flächen für Baustelleneinrichtung   

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird, für die Inanspruchnahme von Flächen für die Baustelleneinrichtung zunächst 
auf staatliche Flächen zurückzugreifen. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie Prüfgegenstand späterer Planungspha-
sen ist. 

Die Inanspruchnahme von Flächen wird nach ökologischen, technischen, bauablauftechni-
schen und wirtschaftlichen Kriterien bewertet. Unterlagen zu betroffenen Flurstücken werden 
in der Genehmigungsplanung erstellt. 

4.46  Maximaler Schutz der Anwohner und Verzicht auf 24/7-Bautätigkeit   

Beschreibung der Forderung 

Gefordert wird der Schutz der Anwohner und insbesondere der Verzicht auf Arbeit an Sonn- 
und Feiertagen sowie zwischen 22 und 6 Uhr. 

Erläuterung und Bewertung durch DB 

Die Forderung wurde nicht monetär bewertet, weil sie Prüfgegenstand späterer Planungspha-
sen ist. 

Bauablaufkonzepte sind Teil der nachfolgenden Planungsphasen. Mögliche Beeinträchtigun-
gen werden im Zuge der Genehmigungsplanung ermittelt. 
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